Kulturbrief 2 - Februar 2001

Liebe InteressentInnen! Liebe Freundinnen und Freunde!

Anbei findet sich der 2. Kulturbrief, mit dem wir diesmal über unsere kulturpolitische Arbeit auf Wiener, österreichischer und europäischer Ebene seit Sommer 2000 informieren wollen.

Das Kulturteam der Grünen wurde in der Zwischenzeit durch neue MitstreiterInnen bereichert. In Wien findet sich mit Marie Ringler als Fixkandidatin für die Wiener Gemeinderatswahl am 25. März eine Expertin aus dem Bereich Kunst, Kultur und neue Technologien. Marie Ringler hat auch intensiv am KurswechselKultur  für Wien mitgearbeitet, der nach einem intensiven Dialog mit unterschiedlichsten Kulturschaffenden seit 19. Jänner 2001 in überarbeiteter Form auf der Grünen Homepage www.wien.gruene.at zu finden ist. Mit der Bestellung des ehemaligen Grünen Pressesprechers  Stefan Schennach zum ORF-Kurator und Mediensprecher der Grünen, gibt es nun eine klare Ansprechperson für Medienpolitik. Friedrun Huemer, Städträtin und Kultursprecherin der Wiener Grünen, wird zwar nicht mehr kandidieren, steht uns aber weiterhin als Beraterin zur Verfügung und hat ein Resumèe über die Wiener Kulturpolitik von Peter Marboe gezogen. 

Unsere Befürchtungen über die Konsequenzen einer kulturpolitischen Neuorientierung durch die neue Bundesregierung wurden leider von der Realität übertroffen. Zusätzlich zu den sich schon 2000 abzeichnenden Einschüchterungsmaßnahmen gegenüber kritischen KünstlerInnen und Kulturschaffenden über das Kunstbudget begannen in den vergangenen Monaten nun auch Eingriffe mittels Personalpolitik. Eine Zusammenfassung wichtigster Ereignisse in diesem Zusammenhang findet sich im Regierungsmonitoring auf der Grünen Homepage unter www.gruene.at. 

Der im letzten Kulturbrief angesprochene Grüne Entwurf für eine Künstlerinnen-sozialversicherung wurde in der Zwischenzeit durch eine Regierungsvorlage ersetzt, die durch das Parlament gejagt und am 13. November 2001 gegen die Stimmen der Grünen beschlossen wurde. Die zum Teil katastrophalen Konsequenzen für die Betroffenen werden den Verantwortlichen noch einige Probleme bereiten.

Eva Glawischnig hat in den vergangenen Monaten auch die Arbeit Elisabeth Gehrers im Zusammenhang mit dem Haus der Geschichte/Haus der Toleranz sowie der Frage Privatstiftung Leopold und Restitution einer genaueren Betrachtung unterzogen.

Am GrünenKulturprogramm  wurde heftig weitergearbeitet, es wird demnächst öffentlich präsentiert. 

Die beiden Schwerpunktthemen von Mercedes Echerer im Europaparlament sind das Folgerecht und die Richtlinie zum Copyright, die beide in den kommenden Monaten vom Europäischen Parlament verabschiedet werden. Vor allem das Copyright in Zusammenhang mit dem Urherbervertragsrecht  bedürfen einer dringenden Auseinandersetzung auf österreichischer Ebene, daher werden sie von den Grünen in den kommenden Monaten als  Schwerpunkt behandelt werden. Weitere die Kulturpolitik betreffende Themen wie E-book, oder der Rat von Nizza finden sich in der allgemeinen Rubrik Brüssel und Straßburg.

Interessante Lektüre wünscht  

Das Kulturteam

Mercedes Echerer, Mitglied im EU-Kulturausschuß, mecherer@europarl.eu.int

Eva Glawischnig, Mitglied im parlament. Kulturausschuß, eva.glawischnig@gruene.at

Andrea Huemer, Kulturreferentin, andrea.huemer@gruene.at 

Marie Ringler, Kand. für den Wiener Gemeinderat und Landtag, marie.ringler@gruene.at
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E-BOOK

EP verlangt Regeln für Online- Bücher und Internet-Buchhandel - EU darf Entwicklung nicht verschlafen, Presseaussendung von Mercedes Echerer am 1. Februar 2001

Der amerikanische Bestseller-Autor Stephen King hat es versucht. Gegen ein kleines Entgelt konnten King-Fans seinen neuesten Thriller  „The Plant“ vom Netz holen. Das Buch im Internet ist längst keine Utopie mehr. Online-Buchhandlungen, elektronisches Publizieren und „books on demand“ bieten neue Chancen für Verleger,  Autoren und Leser. 

Das Europäische Parlament hat heute, Donnerstag, den Initiativbericht „neue Grenzen bei der Buchproduktion“ verabschiedet, der die Kommission auffordert, einen rechtlichen Rahmen vorzulegen. 

„Wir haben es mit einem entstehenden Markt zu tun, aber auch mit einem wichtigen Instrument für die Förderung europäischer Kunst und Forschung,“ sagte Mercedes Echerer, grünes Mitglied im Kulturausschuß. „Die Kommission hat sich bislang darauf beschränkt, elektronischen Handel zu reglementieren. Die Rechte von Verlagen und Autoren auf diesem neuen Markt müssen jedoch geschützt werden.“

Internet-Buchhandlungen wie amazon.com bieten über Internet traditionell hergestellte Bücher an. Der nächste Entwicklungsschritt sind elektronische Bücher. Mit Hilfe eines Lesegerätes kann der Leser Bücher aus dem Internet herunterladen, der Speicher eines gängigen Laptops ermöglicht das Anlegen einer Bibliothek mit bis zu fünfhundert Büchern. Lesegeräte werden in den USA für etwa 3000 Schilling angeboten. Im deutschsprachigen Raum  sind derzeit etwa fünfhundert Titel verfügbar. 

Marktführer dieser neuen Technologie sind die US-Firmen  Microsoft und amazon.com. Eine rechtzeitige Reglementierung des europäischen Marktes würde nicht nur die Konkurrenzposition der EU sichern, so Echerer, sondern auch einen großen Beitrag zur Erhaltung der kulturellen Vielfalt leisten.

Gerade für kleinere Verlage und Autoren biete elektronisches Publizieren ungeheure Möglichkeiten. Neue Autoren können ihre Arbeiten einfach ins Netz stellen, ein Weg um Leser auch ohne Verleger zu erreichen und auf sich aufmerksam zu  machen. 

Im Gegensatz zum großen angelsächsischen Markt kennt der europäische nicht nur unterschiedliche Mehrwertsteuer-Regelungen, sondern auch verschiedene Schutzbestimmungen, wie zum Beispiel Buchpreisbindungen.

Für den Online-Büchermarkt ist eine Harmonisierung, wie zum Beispiel eine Vereinheitlichung der Mehrwertsteuer  jedoch unumgänglich, so Echerer.

Material:

www.europarl.eu.int (Ausschuss für Recht und Binnenmarkt)

Barbara O'TOOLE (SPE, UK), Die neuen Grenzen des Buches: digitale Bücher und Print On Demand

(Dok.: A5-0005/2001)

E-CONTENT 

Die Europäische Kommission hat einen Vorschlag für ein mehrjähriges Gemeinschaftsprogramm, genannt "e-content", gemacht, der sich an die "e-europe" Initiative der EU für eine Informationsgesellschaft für alle anschließt. 

Der Gesetzestext gibt grobe Rahmenvorgaben, im Anhang wird festgelegt:

das Programm hat folgende Aktionsbereiche:

1.) Förderungen der Nutzung von Informationen des öffentlichen Sektors

2.) Förderungen der Anpassung an das sprachliche und kulturelle Umfeld

3.) Maßnahmen zur Erleichterung der Marktzugangschancen

4.) Unterstützende Maßnahmen,  die folgende Ziele verwirklichen sollen:


* günstige Voraussetzungen für die Vermarktung, Verbreitung und Nutzung digitaler 
Inhalte in globalen Netzen schaffen und damit die Wirtschaftstätigkeit anregen


und die Beschäftigungsaussichten verbessern


* Informationen des öffentlichen Sektors nutzen


* Sprachenvielfalt fördern und Exportchancen steigern


* berufliche, soziale und kulturelle Entwicklung der EU-Bürger und der


Bewerberländer zu fördern.“

Zur Zeit sind ungefähr vier Millionen Menschen europaweit im "e-content" Sektor beschäftigt, Tendenz steigend. Die meisten dieser Menschen arbeiten in kleinen und aufstrebenden Unternehmen. Gerade diese sind oft mit Hindernissen, wie Zugangskosten zum Internet und Übersetzerkosten konfrontiert. 

Der Markt im Bereich der digitalen Anwendungen wird gegenwärtig zu 94% von us-amerikanischen Firmen gehalten. Um dem entgegenzutreten, sollte das Inhaltsangebot europäischer Anbieter von Anfang an mehrsprachig geregelt sein, es sollte besonders darauf geachtet werden, daß diese Mehrsprachigkeit bereits jetzt forciert wird, da die Umstellung bereits bestehender Homepages auf mehrere Sprachen viel teurer ist, als sie von Beginn an so einzurichten. Eine Mehrsprachigkeit beugt auch möglichen Diskriminierungen vor.

Außerdem will man durch die Sprachenvielfalt der vielzitierten Bürgernähe gerecht werden. Wenn vielleicht auch andere Beweggründe in Spiel gewesen sind, so erachtet Mercedes Echerer "e-content" als das erste größere (Wirtschafts-) Programm, das die Sprachenvielfalt Europa's nicht als Barriere sieht, sondern als Chance für viele BürgerInnen, die Hemmschwelle in einer Fremdsprache kommunizieren zu müssen, zu überwinden. Und gleichzeitig als reelle Chance für Europa, auf dem globalen Markt eine gewisse Unabhängigkeit zu erreichen.

In vielen Gemeinschaftsprogrammen wird eine „Hochrangige Arbeitsgruppe“ installiert, zur effizienteren Umsetzung, besserem Informationsaustausch etc. Für das Programm e-content ist es Mercedes Echerer nun gelungen, daß in diese „Hochrangige Gruppe“ neben Vertretern der Informationsindustrie, der Verbraucherverbände sowie anderer Repräsentanten der Bürgerinteressen auch Vertreter der Content-Produzenten aufgenommen werden.

Im zuständigen Ausschuß für Industrie, Außenhandel, Forschung und Energie ist es Mercedes Echerer nicht gelungen, den kreativen Sektor in die Hochrangige Gruppe miteinzubeziehen. Man meinte, auf informeller Ebene gäbe es ohnehin genügend Kontakte. Nach dieser Ablehnung versuchte sie es im Plenum, betrieb massives Lobbying, ergriff während der Abstimmung das Wort, erklärte die Sinnhaftigkeit ihres Antrags und schlug schließlich eine Simplifizierung des Textes vor: "...und Vertreter der Europäischen Inhalte-Produzenten" (ein scheußliches Wort) mit der Argumentation: "Wenn das Programm schon "e-content" heißt, darf man auf die Zusammenarbeit mit "content-providern" nicht verzichten." Dies fand schließlich eine "überwältigende Mehrheit" im  Plenum.

RAT VON NIZZA

Der Rat von Nizza erbrachte auch für die Kultur nicht die notwendigen Veränderungen von Rechtsgrundlagen. Und so werden weiterhin im Kulturministerrat Entscheidungen nur einstimmig gefällt, wodurch nach wie vor ein bis zwei Länder fortschrittliche Initiativen blockieren können.

WELTKULTURERBE

Seit 1972 existiert das Unesco-Übereinkommen zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt, das  mittlerweile von 158 Ländern, auch von den Mitgliedstaaten der EU, unterzeichnet ist. Die Unterzeichnerstaaten schlagen kulturelle und natürliche Denkmäler von außergewöhnlicher Bedeutung vor; eine Experten-Jury der Unesco trifft die endgültige Wahl. Von den bisher 630 weltweit klassifizierten Standorten befinden sich 208 auf dem Territorium der EU, 5 davon in Österreich.

Die Berichterstatterin des Kulturausschusses im Europaparlament Christine de Veyrac (EVP-ED, F) skizzierte im Jänner 2001 die Probleme, verlangte die Wiederherstellung des geographischen Gleichgewichtes der Liste (480 Stätten sind dem kulturellen und nur 128 dem natürlichen Erbe zugeordnet; die restlichen 22 sind sogenannte gemischte Stätten) und kritisierte das Übergewicht des Christentums gegenüber anderen Religionen sowie das Ungleichgewicht zwischen ausgewiesenen Stätten historischer Zeiträume, der Vorgeschichte und dem 20. Jahrhundert.

Der Ausschuß verlangte

- neue Definitionen des Kulturerbes einzuführen (vergessene Handwerke, regionale Küchenrezepte sollten ebenso ihren Platz erhalten).

- eine Studie über die Situation der Restauratoren des Kulturerbes (die oft tatsächlich mit horrenden Problemen belastet und mit ungenügenden Mitteln ausgestattet sind).

- ein schärferes Vorgehen der Mitgliedsstaaten gegen die Ausplünderung archäologischer Fundstätten.

- rechtliche Bestimmung, die das Mäzenatentum begünstigt (Eine Form der Kunst- und Kulturförderung die natürlich nur als zusätzliche Maßnahme zu staatlicher Förderung gesehen werden kann!).

Die Berichterstatterin bekam eine Mehrheit für ihre Forderungen, mit Ausnahme jener, daß die Mitgliedstaaten freiwillig ihrer Vorschläge zur Aufnahme in die Liste des Weltkulturerbes begrenzen. 
Die Kehrseite der an sich schönen Unesco-Idee ist der hohe finanzielle Aufwand und damit der Umstand, daß es oft zu Polarisierungen innerhalb der Förderung von zeitgenössischer Kunst und Erhaltung des kulturellen Erbes kommt. 

Der EU-Vertrag bietet keine Rechtsgrundlage für kulturpolitische Initiativen (nur für kulturpolitische Aspekte!). Hinter dem Vorwand: „Kultur darf (und kann!) man nicht harmonisieren", steckt die Abneigung, weitere finanzielle Mittel bereitzustellen. Kultur wird lediglich als Angelegenheit des Nationalstaates betrachtet. Auch die unterschiedlichen Kunst- und Kulturförderungen der Mitgliedsländer lassen sich nicht von heute auf morgen harmonisieren. 

Obwohl Mercedes Echerer nicht freiwillig auf eine erweiterte Anzahl der europäischen Stätten verzichten möchte, plädiert sie aber, statt vieles nur halbherzig restaurieren zu können, im Sinne der Berichterstatterin für das Motto: Weniger ist mehr! D.h. Europa sollt sich um die vorhandenen und die minimierten Neuaufnahmen von Kultur- und Naturerbe sorgsamer und professioneller kümmern.

COPYRIGHT

Seit etwa 150 Jahren existiert in Kontinentaleuropa ein Urheberrecht, im angelsächsischen Raum ein Copyright. Die verschiedenen Begriffe Urheberrecht und Copyright bezeichnen auch die Unterschiede: Während in Kontinentaleuropa Autoren, Komponisten etc., also UrheberInnen eines Werkes, durch einen Rechtsrahmen geschützt werden, schützt das Recht in Großbritannien und den USA die VervielfältigerInnen, also etwa Platten- und FilmproduzentInnen und VerlegerInnen. 

Für jede einzelne Station der langen Handelskette ab dem Entstehen eines schöpferischen Werkes, über Produktion, Vertrieb, Marketing bis zu den Verkaufsläden bestehen neben Marktgepflogenheiten auch Rechtsverbindlichkeiten. Diejenigen für die UrheberInnen sind die schwächsten, weil diese zumeist fast alle Verwertungs- und Verbreitungsrechte an die Verwertungsgesellschaften bzw. die Produzenten abtreten müssen.

Das Internet macht alles einfacher, alles schneller. In der Tat bestünde damit für die UrheberInnen eine grösstmögliche politische und wirtschaftliche Unabhängigkeit. Das Internet ist frei zugänglich und soll frei zugänglich bleiben (Access for everybody, but not for free!)! Dennoch müssen die UrheberInnen das Recht auf freie Entscheidung darüber haben, ob sie ihr Werk unentgeltlich der Öffentlichkeit präsentieren wollen oder nicht, und im Sinne des Urheberschutzes für ihr geistige Arbeit eine gerechte Vergütung erhalten. Aber nur derjenige, der die Rechte für die öffentliche Zugänglichmachung besitzt, kann die Verwendung seiner Werke erlauben, verbieten, darüber bestimmen. 

Die technischen  Errungenschaften haben eine Adaptierung des Urhebergesetzes erforderlich gemacht. 1996 wurden im Rahmen der WIPO zwei Verträge (WCT/WPPT) unterzeichnet, bis dato aber erst von 11 Staaten ratifiziert. (Erst wenn 30 Staaten ratifizieren treten sie in Kraft). 

Im europäischen Parlament steht eine „Richtlinie zur Harmonisierung gewisser Aspekte des Urheberrechts und verwandter Schutzrechte in der Informationsgesellschaft“ kurz vor der 2. Lesung. Die ursprünglich vom Parlament vorgeschlagenen Verbesserungen zugunsten eines stärkeren Urheberrechtsschutzes wurden vom EU-Ministerrat aufgrund jeweiliger ökonomischer nationaler Eigeninteressen nur teilweise übernommen. Verlangte doch das Parlament eine Reduzierung der unangemessen großen Zahl von Einschränkungen und Ausnahmen für die Rechteinhaber (die in den seltensten Fällen die Urheber sind). 

Dem Buchstaben nach geht es um die Sicherung der Existenz von Urhebern, deren Würde und um die Verbreitung von Kultur und Wissen. Ein “strenges” Urhebergesetz  ohne Urhebervertragsrecht (für Tarifverträge) ist aber unseres Erachtens sinnlos, da ansonsten die “Stärkeren” den Urhebern weiterhin “Knebelverträge” anbieten.

Das Urhebergesetz sollte also in erster Linie einen Schutz für Urheber darstellen und erst in zweiter Linie einer ausgewogenen Balance zwischen allen Beteiligten dienen. Die Debatten im Europäischen Parlament aber waren ein Kampf um die digitalen Rechte und der Beginn einer Aushöhlung des Urheberrechts.

Es kämpften die Produzenten um ihre Rechte mit der Begründung, sie trügen das wirtschaftliche Risiko. Tatsache ist, daß bei Vertragsverhandlungen die Rechte an einem Werk pauschal an Produzenten abgetreten werden.

Es kämpften die Konsumenten um ihre Verbraucherrechte mit der Begründung, es sei  von öffentlichem Interesse, möglichst schnell und einfach an möglichst viele Informationen heran zu kommen, da es um die bessere Verbreitung von Kultur und Wissen gehe.  - Tatsache ist,  daß es vielmehr darum geht, wie weit der Begriff “Privatgebrauch” definiert wird, von der Familie bis zu 2-100 “besten” Freunden?. 

Es kämpften die Fernsehanstalten (inkl. Kabel und Satelliten) um ihre Rechte mit der Begründung, daß sie ohne gesetzliche Lizenzen und besondere Vertragsbestimmungen im Medienwettbewerb ihrem öffentlich rechtlichen Anspruch nicht mehr gerecht werden könnten. Sie befürchten nicht nur den Verlust ihrer Attraktivität, sondern auch ihre Existenz. Tatsache ist, daß die Medienkonzentration (AOL / Time Warner) tatsächlich eine Bedrohung für Sendeanstalten bedeutet,  diese aber nicht aus der Verantwortung entläßt, gesetzliche Lizenzen für das Informationszeitalter neu zu verhandeln.

Dies trifft übrigens auch auf andere Einrichtungen von öffentlicher Bedeutung zu, wie Bibliotheken, Archive, Bildungsanstalten etc. Im Gegensatz zur analogen Welt implizieren Vervielfältigungsrechte indirekt auch eine ungeahnte Vertriebsmöglichkeit. Eine private bespielte Videokassette ist eine Privatkopie, selbst wenn damit wirtschaftliche Zwecke verfolgt werden, kann sie keine der betreffenden Parteien “ruinieren”. 
Eine vom Netz heruntergeladene CD ist keine Kopie, sondern ein “Klon” des Originals, mit dem wirtschaftliche Interessen, schwer kontrollierbar, sehr einfach verfolgt werden könnten.

Mercedes Echerer hat am 5. Februar im Rechtsausschuß versucht, Forderungen zur Stärkung der Rechte der Urheber als Abänderungsanträge einzubringen, ist aber vorläufig am Lobbying unterschiedlicher Interessensgruppen gescheitert.

Dabei haben schon im November die VertreterInnen von Urheberorganisationen folgende Resolution erlassen: 

Resolution von Straßburg, 16. November 2000

Schriftsteller, Übersetzer, Urheber audiovisueller Werke, Komponisten, bildende Künstler, Journalisten und deren Organisationen aus Ländern der Europäischen Union und anderen europäischen Ländern, die sich – nach ihren Kongressen Culture & Rights in Barcelona 1994 und Authors’ Rights and their Management in the Information Society in Dublin 1996 – am 15. & 16. November 2000 in Straßburg anlässlich ihres Kongresses Authors’ Rights and their Management in Europe zum dritten Mal getroffen haben

I.

begrüßen grundsätzlich, dass der Ministerrat einen gemeinsamen Standpunkt für eine Richtlinie zur Harmonisierung gewisser Aspekte des Urheberrechts und verwandter Schutzrechte in der Informationsgesellschaft angenommen hat (Rat der Europäischen Union 9512/00),

bedauern jedoch, dass dieser Entwurf die vom Europäischen Parlament vorgeschlagenen Verbesserungen zugunsten eines stärkeren Urheberrechtsschutzes nur teilweise übernommen hat und verlangen eine Reduzierung der inzwischen unangemessen großen Zahl von über 20 Einschränkungen und Ausnahmen,

appellieren darum erneut an das Europäische Parlament, den Schutz der Urheberrechte bei seinen Überlegungen zum vorliegenden Entwurf wirklich zu sichern – anstatt nur gelegentliche Kompensationen vorzusehen – und, soweit Ausnahmen unvermeidlich sind, die Urheber durch das Recht auf gerechte und angemessene Vergütung zu entschädigen,

sind tief besorgt, dass die Aussparung der Urheberpersönlichkeitsrechte in dieser Richtlinie bei gleichzeitiger Eröffnung von Ausnahmen zugunsten beruflichen oder anderweitig systematischen Nutzens die Gefahr birgt, eben diese Grundrechte der Autoren zu untergraben;

(...)

III.

begrüßen grundsätzlich, dass sich die Kommission mit der kollektiven Verwaltung von Urheberrechten befasst, da eine Stärkung des Urheberrechtsschutzes, wie sie durch die geplante Direktive zum Urheberrecht in der Informationsgesellschaft vorgesehen ist, nur wirksam wird, wenn sie mit einer effizienten Verwaltung dieser Rechte einhergeht,

geben zu bedenken, dass der Wunsch der Nutzer nach möglichst freizügigem, ungehindertem Zugang zu den durch die digitale Technik ermöglichten Informationsangeboten nur erfüllt werden kann, wenn ein entsprechender Urheberrechtsschutz garantiert ist, der für angemessene Nutzungsbedingungen und -vergütungen sorgt,

sind überzeugt, dass dieser scheinbare Widerspruch nur durch ein ausgewogenes System einfach erhältlicher und nicht prohibitiver Lizenzen gelöst werden kann, d.h. durch ein System zentraler Lizenzierung,

betonen erneut, dass für diese zentrale Verwaltung die von Autoren getragenen und sie repräsentierenden, bereits existierenden Verwertungsgesellschaften – aufgrund ihrer langjährigen Erfahrung mit kollektiver Verwaltung einschließlich des damit verbundenen Umgangs mit großen Datenmengen – die am besten geeigneten Organisationen sind,

wissen, dass unter diesen Umständen die Verwertungsgesellschaften wie bisher ihre Tätigkeit in größtmöglicher Transparenz unter effizienter öffentlicher Aufsicht ausüben und im Rahmen ihrer Schutzfunktion für die Autorenrechte auch ihren Verpflichtungen zur Berücksichtigung kultureller und sozialer Aspekte nachkommen werden.

Die Richtlinie wird in der 2. Februarwoche im Plenum behandelt, und abhängig von der Reaktion der Europäischen Kommission auf die Position des EU-Parlamentes wird es möglicherweise zu einem Vermittlungsausschuss mit dem EU-Ministerrat kommen (wodurch aber die Verabschiedung einer Richtlinie, die in Europa längst überfällig ist, weiter verzögert wird). Die Ergebnisse finden sich ab 15. Februar 2001 auf der homepage  www.mecherer.europarl.eu.int 

Material:

www.europarl.eu.int  (Ausschuss für Recht und Binnenmarkt)

www.mecherer.europarl.eu.int
FOLGERECHT

Im Februar 2001 soll das Europäische Parlament eine „Richtlinie über das Folgerecht des Urhebers des Originals eines Kunstwerkes“ beschließen, die anschließend in österreichisches Recht umgesetzt werden muß. 

Das Folgerecht, das in vielen EU-Mitgliedsstaaten – aber nicht in Österreich -  existiert, sieht eine Beteiligung der (bildenden) Künstler am gestiegenen Wert ihrer Kunstwerke ab dem 1. Weiterverkauf vor. Laut Richtlinie muß der jeweilige Staat eine Stelle bestimmen, die das Folgerecht einhebt und weiterverteilt. Dies kann, muß aber keine nationale Verwertungsgesellschaft für Bildende Kunst (VBK) sein. Zudem wird es den Künstlern freigestellt, sich um die Wahrnehmung des Folgerechts selbst zu kümmern. Das Folgerecht sollte ursprünglich ab einem Mindestverkaufspreis von 4000 Euro geltend werden. Nun hat aber das EP am 13. Dezember 2000 eine Senkung auf 1000 Euro vorgeschlagen, wie auch eine Herabsetzung der Umstellungsfrist.

In Österreich haben die Galeristen massiv gegen das Folgerecht mobilisiert und dabei auch die Unterstützung prominenter Künstler bekommen. Abgesehen von immer wieder gegen das Folgerecht vorgebrachten Argumenten (siehe unten) liegt ein Problem im Image sowie der Struktur der österreichischen VBK, der viele Bezugsberechtigte sehr kritisch gegenüberstehen. 
Mercedes Echerer sieht es als Mitglied des Rechtsausschusses des Europäischen Parlaments als ihre Aufgabe an, ungeachtet einzelner nationalstaatlicher Interessen, alles zu unternehmen, daß mit einer weitgehenden Harmonisierung, und daher mit einer Herabsetzung der Untergrenze, ab dem die Einhebung des Folgerechtes vorgesehen ist, für KünstlerInnen und KunsthändlerInnen die unterschiedlichen Geschäftsbedingungen im europäischen Binnenmarkt abgefedert werden. Das gleiche Argument gilt für die Herabsetzung der Umstellungs- und Umsetzungsfrist in den EU-Mitgliedsstaaten. Dies war übrigens auch die mehrheitliche Position der TeilnehmerInnen des 3. Europäischen Urheberkongresses in Straßburg, bei dem am 16. November 2000 eine Resolution für das Folgerecht verabschiedet wurde.

Resolution von Straßburg, 16. November 2000

Schriftsteller, Übersetzer, Urheber audiovisueller Werke, Komponisten, bildende Künstler, Journalisten und deren Organisationen aus Ländern der Europäischen Union und anderen europäischen Ländern, die sich – nach ihren Kongressen Culture & Rights in Barcelona 1994 und Authors’ Rights and their Management in the Information Society in Dublin 1996 – am 15. & 16. November 2000 in Straßburg anlässlich ihres Kongresses Authors’ Rights and their Management in Europe zum dritten Mal getroffen haben 

(...) II.

 begrüßen außerdem, dass der Ministerrat ihre Resolutionen von Barcelona und Dublin berücksichtigt und im Juni 2000 den Entwurf einer Direktive zum Folgerecht (droit de suite) vorgelegt hat, der derzeit im Parlament beraten wird,

fordern eine den Interessen der Künstler besser gerecht werdende Korrektur dieses Entwurfs und

erwarten deshalb, dass der Empfehlungsentwurf des Berichterstatters des Rechtsausschusses unverändert umgesetzt wird; (...)

Die Richtlinie zwingt Künstler nicht, ihr Folgerecht wahrzunehmen; sie schließt lediglich aus, dass Künstler dieses Recht vor Weiterveräußerungen an Kunsthändler abtreten.


b) Die Richtlinie zwingt keinen Künstler, zur Realisierung des Folgerechts eine VG in Anspruch zu nehmen; sie schließt aber die Möglichkeit der Wahrnehmung durch Vgs auch nicht aus, schon gar nicht eröffnet sie eine Präferenz der bestehenden VGs gegenüber nicht existierenden "Verwertungsagenturen". Diese müßten allerdings der staatlichen Kontrolle und den weiteren gesetzlichen Regelungen des Urheberwahrnehmungsrechts ebenso unterliegen wie die VGs.

c) Künstler und Galeristen beklagen, daß in der Richtlinie bestimmte Verkaufsvorgänge vom Folgerecht ausgenommen sind, z.B. Verkäufe zwischen Privatpersonen. Im Prinzip kann man dieses Anliegen nur unterstützen; dennoch ist die Realisierung schwer möglich, denn das hieße, ein Detektivsystem einführen, durch das einzelne Künstler in die Lage versetzt werden, Verkäufen zwischen Privatpersonen nachzuspionieren, um ihre Ansprüche wahrzunehmen. 

d) Der Folgerechtsanspruch soll sich laut Richtlinie nicht auf Weiterveräußerungen durch Privatpersonen an Museen, die nicht an Gewinn ausgerichtet und der Öffentlichkeit zugänglich sind, erstrecken." 

e) Eine Ausnahme soll den Galerien, die Werke von Künstlern ankaufen, helfen: falls diese Galerien die einmal erworbenen Werke weiterveräußern, sollen sie innerhalb von drei Jahren vom Folgerecht ausgenommen werden. 

f) Die Richtlinie sieht deshalb feste Vergütungssätze für die Berechnung des Folgerechts vor, da nur dadurch etwa ein österreichischer Künstler in Großbritannien einen Anteil für die Weiterveräußerung seines Werks in einem englischen Auktionshaus berechnen kann.

g) Das Argument, der europäische Kunstmarkt werde sich nach Amerika verlagern, ist deshalb unzutreffend, da die amerikanische Regierung bereits 1992 erklärt hat, sie werde die Einführung des Folgerechts dann prüfen, wenn die EU eine entsprechende Harmonisierung vorgenommen habe.

h) Laut Folgerecht-Gegnern gibt es in Deutschland "über 42.000" Künstler. Diese Zahl beschreibt sämtliche Versicherten der deutschen Künstlersozialversicherung, in der nicht nur Künstler, sondern auch Schriftsteller, Schauspieler, Publizisten und alle anderen Medienschaffenden vertreten sind. Die Zahl der bildenden Künstler in Deutschland beläuft sich auf ca. 12.000. Davon haben im Jahr 1998 insgesamt 480 Künstler und Nachlässe aus insgesamt 15.500 Verkaufsvorgängen und einer Gesamtverkaufssumme von mehr als 50 Mio. EURO Folgerechtserlöse erzielt. 

Rede von Mercedes Echerer in Plenum in Straßburg am 13.12.2000

Die Gruppe der bildenden Künstler, bis auf einzelne Ausnahmen (allen voran die österreichischen Interessenvertreter), ist dafür, der überwiegende Teil der Galeristen ist dafür, die Auktionshäuser sind dagegen. Der von England diktierte Kunstmarkt lief jahrelang Sturm dagegen. Für Eingeweihte unschwer zu erraten: es geht ums Folgerecht.

Die Befürworter und Gegner, zwei starke Lobbygruppen, bestürmen jeweils ihre Regierungen und das EP - für viele war und ist die Entscheidungsfindung äußerst schwierig. Jede Seite erscheint mit immer aktuelleren Expertisen, die beweisen, daß gerade sie im Recht sind:

- gerechte Partizipation vor allem junger und noch unbekannter Künstler - nur namhafte Künstler seien, und auch das nur manchmal, Nutznießer;

-  Die Aufbauarbeit der Galeristen würde zunichte gemacht werden – eine bessere Zusammenarbeit  europäischer Galeristen wird endlich möglich;

- Der Kunstmarkt würde abwandern nach N.Y. oder Tokyo - Belebung des Kunstmarktes, letztendlich auch durch Harmonisierung des Binnenmarktes; 

Die Liste der Pros und Contras ist beinahe unendlich. Für mich ist entscheidend, was europäische Künstler vom Folgerecht erwarten. Die Haltung der österreichischen Maler und Galeristen war mir seit Bestehen des Problems verständlich. Der österreichische Kunstmarkt genießt wahrlich eine hohe Reputation. Kaum komplizierte Verträge, dafür gegenseitiges Vertrauen, Geschäftsabschlüsse mit Handschlag. Am Rande eine Verwertungsgesellschaft, die außer einem "Inkassobüro" auch die Anwaltschaft der Rechte der Künstler sein sollte.

Die österreichische Tradition des "Handels" mit Kunstwerken ist eben eine andere als in den anderen Mitgliedstaaten - völlig wertfrei festgestellt. Nun geht es aber nicht darum, daß wir in Österreich etwas "das immer schon so war" und sich bewährt hat, zugunsten des Binnenmarktes "opfern" müssen. Vielmehr geht es darum, anhand des Folgerechts die Entscheidung auf europäischer Ebene komplex zu betrachten. Die EU ist kein Selbstbedienungsladen. Wir können nicht nur Vorteile akzeptieren, Nachteile verdammen und Konflikten aus dem Weg gehen und dann die Schuldenlast in Brüssel ansiedeln.

Nach einem Vermittlungsausschuß in Brüssel und nach dem gemeinsamen Standpunkt des Rates wird die Entscheidung über die Richtlinie frühestens Ende Februar 2001 fallen.

Materialien:

www.europarl.eu.int (Ausschuss für Recht und Binnenmarkt)

Dokumente Zimmerling A5-0370/2000

HAUS DER GESCHICHTE/HAUS DER TOLERANZ

Zur Frage Haus der Geschichte/Haus der Toleranz tönt aus dem Ministerium Gehrer derzeit nur Stille. Eva Glawischnig hat sich anläßlich der Plenardebatte über den Kulturbericht 1998 dazu folgendermaßen geäußert:

Rede von Eva Glawischnig im Nationalrat am 21. September 2001

(...) Der vorliegende Kulturbericht ist aus unserer Sicht zwar eine übersichtliche Darstellung der Situation

in den Museen, unsere Ablehnung des Berichtes ist aber doch auf der aktuellen Museumspolitik begründet, die sich vor allem in zwei Diskussionen sehr klar herauskristallisiert, nämlich einmal in Bezug auf die aktuellen Entwicklungen rund um das Museumsquartier und zweitens in der Debatte rund um das Haus der Geschichte beziehungsweise das Haus der Toleranz.  (...)  warum wir mit der aktuellen Museumspolitik sehr unzufrieden sind, betrifft die Debatte um die beiden Häuser, wobei ich jetzt eine Wortmelange vorstellen möchte, weil sie sehr

zutreffend ist, nämlich "Haus der Toleranzgeschichte" oder "Geschichtetoleranz" – das ist vielleicht noch besser. Das setzt eine Proporzpolitik fort, obwohl das Gros der Zeithistoriker in sehr klaren Worten gesagt hat, dass die Vorgangsweise und auch der Inhalt, dass die Konzepte, die vorgelegt worden sind – ich zitiere –, monokratisch, zentralistisch sind und in keiner Weise moderner Museumsdidaktik beziehungsweise Zeitgeschichte entsprechen. (...) Es ist traurig, dass das Versprechen von allen vier Parlamentsparteien, das es gegeben hat, nämlich einen Ideenwettbewerb zu machen, eine Enquete zu veranstalten, bei der erstbesten Gelegenheit, nämlich im letzten Kulturausschuss, wieder gebrochen worden ist. Es deutet sehr viel darauf hin, dass eine kritische Aufarbeitung der Zeitgeschichte des 20. Jahrhunderts eigentlich nicht gewünscht ist, sondern dass man einfach zwei – wie es so schön von den Zeithistorikern genannt wurde – zentralistische und monokratische Konzepte zusammenmanschen will und man sich mit der sehr heiklen und schwierigen Frage, wie sich Österreich auch als Täterland mit der Geschichte des 20. Jahrhunderts auseinander setzt, eigentlich nicht beschäftigen will. (...)
KULTURPROGRAMM

Die Arbeit am Grünen Kulturprogramm schreitet kontinuierlich voran. Der Kunsttheoretiker Wolfgang Zinggl hat einen Entwurf vorgelegt, der seit zwei Monaten in allen Bundesländern diskutiert und Anfang Februar dem erweiterten Bundesvorstand der Grünen vorgelegt wird. Wer sich an der Diskussion beteiligen möchte, ist herzlich eingeladen, mit Wolfgang Zinggl über wzinggl@t0.or.at  Kontakt aufzunehmen.

KÜNSTLERSOZIALVERSICHERUNG

Die 20jährige Diskussion um eine Künstlersozialversicherung ist nur scheinbar zu einem Ende gekommen. Kurz nach dem Initiativantrag der Grünen für ein Künstlerinnensozialversicherungs-Fondsgesetz, das nach der Vorlage des Künstlerinnenentwurfs am 5. Juli 2000 von Eva Glawischnig im Parlament eingebracht worden ist, legte Staatssekretär Morak am 2. August 2000 seinen Entwurf für ein Künstlersozialversicherungs—Beitragsförderungsgesetz vor. Dabei handelt es sich lediglich um einen Zuschuß zur Pensionsversicherung in maximaler Höhe von 1000 ATS/Monat. Finanziert wird das Ganze mit einem Nullsummenspiel für die Regierung. Ausgehend von einem Bedarf von 80 Mio wird der staatliche Zuschuß aus den 40 Mio., die bisher für dem Künstlerhilfefonds vorgesehen waren sowie mit einer neu eingeführten Kabel/Satellitenschüsselabgaben finanziert.

Die Grünen verweigerten als einzige Partei im Kulturausschuß vom 13. November 2000 ihre Zustimmung zur Regierungsvorlage, Eva Glawischnig begründete dies u.a. folgendermaßen:

„Die Vorlage der Schwarz-Blauen Regierung ist für mich eine Mogelpackung, mit der das Thema Künstlersozialversicherung vom Tisch soll. Es handelt sich ausschließlich um einen Zuschuß zur Pensionsvorsorge und ígnoriert die Frage der Kranken- und Unfallversicherung. Besonders die Krankenversicherung wird für viele Künstlerinnen und Künstler ab dem 1. 1. 2001 mit Außerkrafttreten der Ausnahmeregelung der KünstlerInnen von den Neuen Selbständigen-Regeln zu einem unfinanzierbaren Problem werden. Besonders betroffen sind Musiker, Filmschaffende und Schauspieler. Auch die Finanzierung über eine Umlage der Kabelbetreiber ist schwer nachvollziehbar. Warum werden die grossen Kunst-Verwerter ins Österreich nicht in die Pflicht genommen? Der Grüne Vorschlag umfaßt eine umfassende Sozialversicherung nach deutschem Vorbild, wo das Modell schon seit fast 20 Jahren funktioniert. Morak gibt die Halbherzigkeit der jetzigen Vorlage sehr wohl auch zu, spricht allerdings von "einem Fuß in der Tür" und "wir hätte alle gerne ein umfassendes Modell". Nur: Dem Vorschlag bis Ende des nächsten Jahres die Vorlage auszubauen in Richtung einer vollwertigen Künstlersozialversicherung gaben die Regierungsparteien ihre Zustimmung NICHT. Das bedeutet: Mit diesem unzureichendem Pensionszuschuß soll das Thema Künstlersozialversicherung endgültig vom Tisch. An einen vollwertigen Schutz für KünstlerInnen ist nicht gedacht. Die völlig zersplitterte und unübersichtliche Situation für die einzelnen Kunstsparten bleibt aufrecht. Die angespannte soziale Lage der meisten KünstlerInnen wird sich weiter verschärften.“

Stark getroffen hat das Gesetz die Darstellenden KünstlerInnen und Filmschaffenden, die aufgrund des Schauspielergesetzes angestellt werden müssen (dies aber nicht werden, da die meisten freien Theatergruppen sowie kleine Filmfirmen sich das nicht leisten können). Sie erhalten keine Zuschüsse zur Pensionsversicherung, da sie nicht als Selbständige Künstlerinnen gelten. Und auch das IG-Netz (Sozialtopf für Darstellende KünstlerInnen),  kann sie nicht auffangen, das dessen Budget seit Jahren auf 4 Millionen eingefroren ist, obwohl bereits im Jahr 2000 ein Bedarf von 8 Mio. bestanden  hat – der sich in den kommenden Jahren aufgrund der rigider durchgeführten Anstellungsverpflichtung auf das doppelte erhöhen wird.

Rede von Madeleine Petrovic zur Künstlersozialversicherung im Parlament am 24. November 2000  zum Künstler-Sozialversicherungsfondsgesetz

 (...) Um die Zustimmung der Grünen zu erlangen, wäre es notwendig gewesen, zumindest einen Konsens und eine Einigung dahin gehend zu erzielen, dass das bestenfalls ein kleiner, verhaltener erster Schritt ist, dem weitere Maßnahmen folgen müssen, nämlich eine volle KünstlerInnen-Sozialversicherung.

Das, was hier vorliegt, kann nicht als Sozialversicherung, wie sie in unserem Land für die Beschäftigten in den verschiedenen Berufen eine Selbstverständlichkeit geworden ist, angesehen werden. Das, was hier vorliegt, ist lediglich ein Zuschuss zu einer Pensionsversicherung, und auch das in einer Art, die, glaube ich, für die Mitglieder dieses Hauses, für viele andere Berufsgruppen als unzumutbar bezeichnet würde. 

Ich habe ein bisschen den Eindruck, dass da immer noch Vorstellungen mitschwingen wie: Nur ein hungriger Künstler, eine hungrige Künstlerin ist eine gute Künstlerin, ein guter Künstler! Kunst muss leiden! Kunst kann nicht eine gesicherte, eine zumindest für den Krankheitsfall, einen Unfall und eben diverse Risken des Lebens abgesicherte Stellung haben. Deshalb haben wir diesem Entwurf im Ausschuss unsere Zustimmung versagt und werden diese auch hier im Plenum nicht geben. 

(...) Diese Halbherzigkeit ist angesichts der Tatsache, dass die Debatte über eine KünstlerInnen-Sozialversicherung ja nicht gestern oder vorgestern begonnen hat, sondern vor mittlerweile ungefähr 20 Jahren, umso ärgerlicher und unverständlicher. Es ist auch nicht so, wie der Herr Staatssekretär immer behauptet, dass die Umsetzung der Vorschläge, die etwa von Seiten der Grünen von meiner Kollegin Eva Glawischnig eingebracht wurden, unfinanzierbar oder unmöglich wäre. 

Herr Staatssekretär! Sie kennen die Berechnungen. Natürlich kostet eine Sozialversicherung, eine echte Sozialversicherung, Geld, aber ich denke, dass die Republik Österreich gerade in dieser Situation angesichts der Vergangenheit und angesichts der Bedeutung des Kunst- und Kulturbereiches gut beraten wäre, dieser Berufsgruppe eine echte soziale Absicherung nicht zu versagen. 

Dieser mickrige Zuschuss zur Pensionsversicherung, der die anderen Sparten sozialer Risken außer Acht lässt, bedeutet natürlich, dass für alle Künstlerinnen und Künstler die nicht angesprochenen Risken weiterhin nicht abgedeckt werden. Die Künstler können dafür Sorge tragen, dass sie sich selbst privat irgendwie absichern, aber das wird für sehr, sehr viele angesichts ihrer Einkommenssituation schlicht und einfach unmöglich sein. Lassen Sie mich an dieser Stelle noch etwas hinzufügen: Wir wissen aus aktuellen europäischen Studien – auch wenn sie Sie offensichtlich nicht sehr interessieren, denn sonst könnte der Geräuschpegel nicht diese Höhe erreichen (...), aber das ist vielleicht auch ein beredtes Zeichen dafür, wie dieses Haus mit der Situation der Künstlerinnen und Künstler in Österreich umgeht –, ... (...) Ich würde mich ja sehr freuen, wenn Sie als Fraktionsvorsitzender einer Regierungspartei mir ein wenig Ihr Ohr leihen würden, denn Sie haben ja immer noch die Chance, zumindest in der Zukunft eine echte KünstlerInnensozialversicherung, die diesen Namen auch verdient, vorzuschlagen und in der Folge auch zur Beschlussfassung vorzulegen. 

Der Bereich der Kunst-, Medien- und Kulturberufe ist einer jener Bereiche, in denen die Beschäftigung von Frauen in ganz besonderem Maße ansteigt. Es gibt nicht wenige Berufssparten, in denen die Frauen bereits die Mehrheit der BerufsvertreterInnen darstellen. Und es scheint meiner Ansicht nach kein Zufall zu sein, dass diese starke weibliche Präsenz, die wahrscheinlich von allen begrüßt wird, jedoch Hand in Hand geht mit einer wirklich unzulänglichen, einer unterdurchschnittlichen, einer schlechten sozialen Absicherung. 

Aus diesem Grund, Herr Staatssekretär, und auch deshalb, weil es insbesondere um die Gleichstellung von Frauen – eine wichtige europäischen Zielsetzung – geht, erscheint diese Vorlage als so unzulänglich und so halbherzig. (...) Herr Staatssekretär! Sie kennen den Kunst- und Kulturbereich, und mangelndes Wissen und wohl auch mangelndes Interesse kann man Ihnen daher ja nicht nachsagen. Insofern überrascht es mich ganz besonders, dass Sie, der Sie aus dieser Branche kommen, dass Sie sehenden Auges eine Lösung vorschlagen und dem Hohen Haus unterbreiten, die sehr vielen Vertreterinnen und Vertretern dieser Berufsgruppen eigentlich überhaupt keine Sicherheit bieten wird. Dazu kommt ja, dass man in den letzten Jahren im Bereich der diversen Anstellungsverhältnisse leider nicht den Vorschlägen der Grünen gefolgt ist, zumindest die Weichen in Richtung eines einheitlichen Arbeits- und Sozialrechtes und einer gewissen Mindestausstattung für alle Dienstverhältnisse zu stellen. 

Es ist ein Wildwuchs an prekären, an atypischen Dienst- und Werkverhältnissen eingetreten. Eine große Zahl gerade der Kunst- und Kulturschaffenden ist in dieser Grauzone des Sozialrechts angesiedelt. Es hängt dann wirklich oft von den Zufälligkeiten und auch von der finanziellen Grundausstattung der Organisation, des Trägers, der Trägerin einer Veranstaltung ab, wie das Dienstverhältnis aussieht, ob es überhaupt ein Dienstverhältnis ist, und – in der Folge – welche sozialen Sicherheiten geboten werden. (....)

In diesem Zusammenhang möchte ich den Bereich der darstellenden Kunst und des Films besonders erwähnen, denn dort ist es so, dass an sich, würde die rechtliche Situation beachtet, eine Anstellung notwendig und gesetzlich vorgeschrieben ist. Nur, Herr Staatssekretär: Das heißt doch, sich wirklich ein X für ein U vorzumachen. Wir wissen doch, wie es in dieser Branche aussieht, dass gerade angesichts der teilweise drastischen Einschränkungen im Bereich der Förderungen einfach das Geld, das notwendig wäre, um die Nebenkosten einer voll sozialversicherten Beschäftigung zu tragen, nicht vorhanden ist. (...)

Daher sind die Angehörigen dieser Sparten keine selbständigen KünstlerInnen. Sie wissen genau, dass allein das IG-Netz, das heißt der soziale Topf für die darstellende Kunst, schon heute einen wesentlich höheren Bedarf hätte – zumindest 8 Millionen Schilling –, der sich in Zukunft noch erhöhen wird. Sie beschließen sehenden Auges eine Regelung, hinsichtlich derer wir sagen müssen: Das Geld dafür ist nicht vorhanden. Es erfolgt nicht einmal eine minimale Aufstockung auf zumindest 5 Millionen Schilling. Das wäre ohnehin nur ein Tropfen auf den heißen Stein. 

So aber sind wir in der Situation, dass wir wissen, dass dem Gesetz in diesen Bereichen nicht  Genüge getan werden kann, dass aber nichtsdestotrotz gerade auch die Republik Österreich gerne auf die Leistungen der KünstlerInnen in diesen Berufssparten verweist. Wenn es jedoch um die Frage geht, wer die soziale Sicherheit abdeckt, herrscht Schweigen, oder man freundet sich mit einer absolut unzulänglichen, heute schon nicht ausreichenden Lösung an. (...)

Ich fasse zusammen: Dieser Entwurf ist im Wesentlichen eigentlich eine Mogelpackung, denn die Bezeichnung "KünstlerInnensozialversicherung" kann diesem Gesetzentwurf bei bestem Willen nicht zugebilligt werden. Die große Frage der Kranken- und Unfallversicherung bleibt ausgeklammert. Außerdem stellt diese Lösung einen Kniefall dar vor zahlreichen großen Verwertungseinrichtungen, von denen die Grünen der Meinung waren, sie könnten durchaus einen Beitrag erbringen, denn letztlich profitieren sie ja von den hervorragenden Leistungen der österreichischen Kulturschaffenden. (...) Das heißt, nach dem Entwurf der Grünen wären diese großen Verwerter, große Ketten wie Libro, aber auch der ORF und andere, zur Kasse gebeten worden. Bei Ihnen gibt es die Beschränkung auf die Satellitenbetreiber – das ist erklärungsbedürftig. Wieso gehen Sie davon aus, dass diese anderen großen Verwertungseinrichtungen nicht einmal einen kleinen, bescheidenen, minimalen Beitrag zu leisten haben – die Grünen haben 25 Prozent vorgeschlagen –, obwohl sie ja auch die Nutznießer der Leistungen sind?

(...) Ich möchte meine Ausführungen nicht beenden, ohne einen letzten Punkt zu erwähnen. Er hat zu tun mit der warnenden, der kritischen Funktion von Kunst und Kultur, mit einer, wenn Sie so wollen, gewissen Brandmeldefunktion. Diese setzt voraus, dass gerade auch Künstlerinnen und Künstler, die nicht alles in dieser Republik als unbedenklich oder völlig ungefährlich empfinden, ihren Mund aufmachen können, und zwar ohne dass sie Gefahr laufen, mit Einschränkungen oder Subventionskürzungen bedroht zu werden. (...)

Wir haben auch im Rahmen dieser Debatte bereits in einigen kurzen Nebenausführungen, in Debatten über den Blasphemie-Paragraphen und anderes Gelegenheit gehabt, uns damit auseinander zu setzen. Es kommt immer wieder die Frage: Können wir denn noch Initiativen oder Gruppen fördern, die vielleicht kritisch zu dieser Bundesregierung stehen, die einzelne Aktionen, Handlungen, Aussagen auch verwerflich finden und dazu Stellung nehmen? Können wir die dann noch unterstützen? Ist das legitim? Darf man das? (...)
Wir haben gerade in den letzten Tagen und Wochen einige Gedenk- und Bedenkfeiern gehabt, der Novemberpogrome des Jahres 1938 gedenkend, und in diesem Rahmen waren immer auch Äußerungen von KünstlerInnen und Kulturschaffenden. Präsident Fasslabend weiß, dass es auch im Zusammenhang mit derartigen Veranstaltungen zu Meinungsverschiedenheiten, sage ich einmal, über die öffentlichen Beiträge und Finanzierungen dazu gekommen ist. Ich denke an den NS-Fonds.

Herr Präsident! Herr Klubobmann Khol! Meine Damen und Herren von den Regierungsparteien und auch Herr Staatssekretär! Glauben Sie nicht, dass viele Sorgen und Ängste der Künstlerinnen und Künstler notwendig, wichtig sind, im Sinne einer positiven Entwicklung dieses Landes, wenn es möglich ist, dass etwa in Zeitschriften, die nicht von der Regierung herausgegeben werden, aber für deren Titelblatt sich immerhin Regierungsmitglieder zur Verfügung stellen, in denen es um Treffen mit Landesräten wie Stadler, Windholz geht, dass in diesem Blatt unter der Rubrik "Seniorengedenktage" der Person Heinrich Himmler mit Anführung der Funktion gedacht wird?

Wie gesagt, ich unterstelle dem Herrn Bundesminister nicht, dass er das gewusst hat, dass er das billigt, aber allein das Umfeld, in dem sich Regierungsmitglieder heute bewegen, gibt Anlass zu größter Sorge, zu größter Kritik. Und wenn KünstlerInnen und Kulturschaffende dann dafür sanktioniert werden, dass sie das aufzeigen, dann gehen Sie noch einmal in sich: Denken Sie nach, ob hier nicht gerade eine besonders gute soziale Absicherung und die größten Förderungen angesagt wären! 

Nach der Plenardebatte wurde das Gesetz mit den Stimmen von ÖVP, FPÖ und SPÖ beschlossen. Nach anfänglicher großer Verwirrung über die Abwicklung und Konsequenzen für die ab 1. Jänner 2001 als neuen Selbständige geltenden KünstlerInnen auch in den Sozialversicherungsanstalten und Ministerien, werden allmählich weitere katastrophale soziale Auswirkungen der neuen Rechtssituation sichtbar: Seit 1. Jänner dieses Jahres sind alle KünstlerInnen verpflichtet, sich bei der Sozialversicherung für Gewerbliche Wirtschaft pensionszuversichern. Damit ergibt sich aber für jene, die bisher auf freiwilliger Basis eine private Pensionsversicherung abgeschlossen haben, nunmehr die groteske und für fast alle Betroffenen unhaltbare Situation, daß sie doppelt Beiträge zahlen müssen.

Materialien:

Initiativantrag von Eva Glawischnig für ein Künstlerinnensozialversicherungs-Fondsgesetz (KSVFG)

Künstlersozialversicherungs-Beitragsgesetz

Rede von Madeleine Petrovic im Nationalrat am 24. November 2000

Beratung und Auskünfte:

Sozialversicherungsanstalt Gewerbliche für die Wirtschaft: 54654-0; Broschüre erstellt

IG Freie Theater, Tel: 4038794; (für Nichtmitglieder 500 ATS pro Beratung)

Steuerberater Mag. Wolfgang Steirer und Mag. Petra Egger, Tel: 5355025 (Gratis für Gewerkschaftsmitglieder und Mitglieder der Musikergilde, ansonsten pro Stunde Erstberatung: 600,-, )

KUNSTBUDGET

Die trockenen Kunstbudgetzahlen zeigen nicht die wahren Einbrüche, die im Jahr 2000 bei der Kunstförderung stattgefunden haben. Und auch der Budgetvoranschlag für 2001 gibt keine Aufklärung über die bereits vollzogenen Umverteilungsmaßnahmen. Rein technisch ist das Budget der Kunstsektion (ohne Bundestheater) von 1.150 Mio. im Jahre 1999, auf 1.098,78 im Jahre 2000 gesunken, 2001 aber wieder auf 1.113,78 Mio. angehoben worden. Dies ergibt für 2001 +1,37 % im Vergleich zum Jahr 2000, aber minus 3,15 % im Vergleich zum Jahr 1999.

Im Vergleich zu 2000 ist das Budget der Kunstsektion 2001 um 15 Mio. gestiegen. Diese  Erhöhung stammt  nur aus den zweckgebunden ORF-Gebühren und geht mit 14, 3 Mio. in die Kunstförderungsbeiträge, der Rest fließt in die Bundesimmobiliengesellschaft.

Die Bilanz 2000 läßt sich am besten unter dem Titel „ Zerschlagung von Strukturen“ zusammenfassen.  Dies ging vor allem gegen jene Einrichtungen, die sich gegenüber der neuen Regierung kritisch verhalten haben: die Freien Radios wurden 2000 radikal gekürzt und erhalten 2001 überhaupt keine Subventionen mehr. Der regierungskritische Web-Site Provider "Public Netbase" erhielt keine Förderung mehr, stattdessen wurde eine Wirtschaftsprüfung eingeleitet. Der Filmbereich, der im Regierungspapier als Förderschwerpunkt hervorgehoben ist, ist von so hohen Einsparungen betroffen, dass manche Initiativen mit Kürzungen zwischen 70% und 100% nicht mehr weiterarbeiten können. Die Budgetmittel für den Film wurde insgesamt um ein Drittel gekürzt. Gerade die Chancen die Wien als Filmstandort hätte, werden dadurch bewußt vertan. Damit wird vor allem der Filmnachwuchs und der weltweit anerkannte österreichische Dokumentarfilm am Lebensnerv getroffen, der Filmstandort Österreich, all das, was in den letzten beiden Jahren Österreich internationales Renommee beschert hat. Die von den BundeskuratorInnen geschaffenen Kommunikations- und Dienstleistungseinrichtungen Einrichtungen MICA und Depot, aber auch etwa das Literaturhaus mußten alle fast das gesamte Personal entlassen. Das Kuratorenmodell wurde überhaupt abgeschafft. Zusätzlich zu den Sparbudgets haben Maßnahmen wie die Erhöhung der Gebühren für den Postzeitungsversand besonders kleine Kulturinitiativen sowie die neuen Regelungen im Sozialversicherungsbereich alle KünstlerInnen besonders schmerzhaft getroffen. 

Im Kunstbudget-2001-Ausschuss am 9. November 2000 beantwortete Franz Morak die konkreten Fragen der Abgeordneten von Grünen und SPÖ ausweichend bis gar nicht: 

Er wies den Vorwurf einer "kulturellen Finsternis zurück und verwies wieder einmal gebetsmühlenartig auf seine „Erfolge“: Buchpreisbindung - de facto von Mercedes Echerer in Brüssel vorbereitet;  Ausdehnung der steuerlichen Bemessungsgrundlage von künstlerischer Einkommen auf drei Jahre - die einzig wirkliche positive Maßnahme);  Erhöhung von Preisen und Stipendien – zeigt exakt die Stoßrichtung: Kürzung der allgemeinen Zuschüsse versus verstärkte Belohnung von ausgewählten genehmen Einzelpersonen; Künstlersozialversicherung – siehe eigener Abschnitt.

Besonders eigenartig muten seine Aussagen zur Filmförderung, für die er eine neue Herangehensweise ins Auge fasse: Österreich müsse in internationale Produktionen rein, es gehe um den ganzen deutschsprachigen Markt, der mit Filmen wie „Der Überfall“ nicht erreicht werden könne, weil der in Deutschland von niemandem verstanden würde. Sein Wunsch, den „Bund, ORF und Länder auf eine Linie zu vergattern und neue

Finanzierungsformen finden" hat bei den Länderförderungen verständlicherweise nicht gerade große Zustimmung hervorgerufen.

Morak behauptete auch:  „Es gibt keine einzige Kürzung im Bereich der Kunstförderung, wo sich auf Basis divergierender Meinung das Kunststaatssekretariat für eine Kürzung ausgesprochen hat,“ und bot an, „jedem Nationalratsabgeordneten, der meine, derlei Fälle zu kennen, persönlich jeden einzelnen Fall widerlegen“. 

Anläßlich des Kunstbudget-2001- Ausschusses am 15. November konnten die Grünen 5 Fragen an den Kanzler richten, die binnen fünf Tagen schriftlich zu beantworten waren: 

Kunstbudget-Anfragebeantwortung durch Dr. Wolfgang Schüssel, ausgestellt am 15.November 2000

Anläßlich der Beratungen über das Bundesfinanzgesetz 2001 (Beratungsgruppe 11) hat die Abgeordnete zum Nationalrat Dr. Eva Glawischnig im Budgetausschuß am 9. November 2000 gemäß § 32a Abs. 5 Geschäftsordnungsgesetz an mich folgende Fragen Nr. 13‑17/JBA gerichtet:

 (Frage 13)

"Nach dem Budgetvoranschlag 2000 ‑ Kunst hat der Nationalrat insgesamt 8,820 Mio ATS für Kuratorenprojekte in den Sparten Musik und darstellende Kunst sowie den gleichen Betrag für Kuratorenprojekte für die sparte Bildende Künste und Ausstellungen beschlossen. Wie begründen Sie die tatsächliche Verwendung dieser Gelder zur Sanierung des Künstlerhilfefonds, der ausschließlich bildenden KünstlerInnen zur Verfügung kommt?

(Frage 14)

Kunststaatssekretär Franz Morak hat in einer Pressekonferenz Anfang September erklärt, daß das Kuratorenmodell nicht mehr weitergeführt werden soll. Mit den frei werdenden Geldern wolle er 2001 Schwerpunkte in den Bereichen Neue Medien und Tanz bilden ‑ "das allerdings“, wörtlich zitiert, "in der bestehenden Struktur". Was ist darunter konkret zu verstehen?

(Frage 15)

Die im Bundesvoranschlag 2000 gewidmeten Kuratorengelder in der Sparte Bildende Künste und Ausstellungen werden im Voranschlag 2001 unter ,Allgemeine Kulturförderung' angeführt. Welche speziellen Projekte sollen damit finanziert werden?

(Frage 16)

Wie wird dem im Regierungsübereinkommen angekündigten Förderungsschwerpunkt Film Rechnung getragen, wenn 2001 die für 2000 erfolgte Kürzung von 14,14 Mio beim ÖFI nicht zumindest rückgängig gemacht wird?

(Frage 17)

In welchem Zeitraum gedenken Sie 2001 Förderungswerber über die Behandlung Ihrer Ansuchen zu informieren bzw. zugesagte Gelder anweisen zu lassen?"

Diese Anfragen beantworte ich wie folgt:

Zu Frage 13:

Die Tätigkeit der Bundeskunstkuratoren, die für den gesamten Bereich der bildenden Kunst ausgewählt waren, war von Anfang an zeitlich begrenzt. Angesichts der Tatsache, daß die Amtszeit der letzten beiden Bundeskunstkuratoren ausgelaufen ist, schien es mir angebracht, eine grundsätzliche Neubewertung dieses Kunstfördermodells vorzunehmen. Vor einer weiteren Entscheidung konnten die dadurch frei gewordenen Mittel unter anderem auch für die Finanzierung des Künstlerhilfefonds verwendet werden, was durchaus dem gesetzlichen Auftrag entspricht. Denn nach dem Bundeskunstförderungsgesetz (BGBl. 146/1988) hat der Bund die Aufgabe, das künstlerische Schaffen und seine Vermittlung zu fördern; "Weiters ist die Verbesserung ... der sozialen Lage für Künstler anzustreben“. Wenn nun die Zahl der hauptberuflich tätigen und versicherten Künstler ansteigt, und bei gleichbleibendem Budget ein erhöhter Bedarf im sozialen Bereich entsteht, muß im Sinn der verfassungsmäßig gebotenen Grundsätze der Zweckmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit eine Prioritätensetzung erfolgen.

Zu Frage 14:

Damit ist gemeint, daß es keinen eigenen Kurator für diese Bereiche geben wird, sondern die Mittel ‑ so wie alle anderen Förderungen ‑ basierend auf Empfehlungen von Expertenbeiräten aus dem Kunstbudget den einzelnen Förderwerbern zugeteilt werden.

Zu Frage 15:

Die für das Jahr 2001 unter der Bezeichnung "Allgemeine Kulturförderung" angeführten Budgetmittel sollen unter anderem zur Finanzierung des Konzeptes "Galerieförderung" und den damit im Zusammenhang stehenden Projekten herangezogen werden.

Darüber hinaus ist geplant, eventuelle mit dem Künstlerhilfefonds zusammenhängende Restkosten aus diesem Ansatz abzudecken. Es ist darauf hinzuweisen, daß beim Künstlerhilfefonds zu Beginn des Jahres 2000 Ausstände in der Höhe von 12,9 Millionen Schilling nicht bedeckt waren.

Um das Fondsmodell einer Künstlersozialversicherung, das ‑ die parlamentarische Beschlußfassung vorausgesetzt ‑ an Stelle des Künstlerhilfefonds treten soll, ohne finanzielle Vorbelastung mit Beginn des Jahres 2001 in Kraft treten lassen zu können, ist es erforderlich, den Künstlerhilfefonds finanziell ausgeglichen abzuschließen.

Zu Frage 16:

Die Rückgängigmachung der Kürzung der Fördermittel für das Österreichische Filminstitut, die sich im ähnlichen Ausmaß wie die erforderlichen Budgetkürzungen in anderen Bereichen bewegt hat, hätte zur Folge gehabt, daß die Mittel für die sogenannte "Kleine Filmförderung" entsprechend gekürzt hätten werden müssen.

Gerade diese Filmförderung dient allerdings dem innovativen, nicht kommerziellen Experimental‑ und Dokumentar‑Film.

Weil mit Mitteln dieser speziellen Förderung in den letzten Jahren sehr erfolgreich österreichische Produktionen entstanden sind, wurde sie im Jahr 2000 bereits um über 20 % erhöht.

Darüber hinaus verweise ich darauf, daß verschiedene Beteiligungsmodelle, steuerliche Modelle sowie Möglichkeiten zur Bereitstellung von Risikokapital zu erörtern und auszubauen sind. Diesbezügliche Gespräche finden bereits im Bundesministerium für Finanzen statt. Diese Möglichkeiten unterstützen das Filmschaffen ebenso wie direkte staatliche Zuschüsse.

Schließlich werden in den kommenden Jahren Rückflüsse aus dem "Media II" Programm der Europäischen Union in der Höhe von jährlich etwa 20 Millionen Schilling zu erwarten sein, die damit auch dem österreichischen Filmschaffen zugute kommen.

Zu Frage 17:

Die Ansuchen werden von der Verwaltung selbstverständlich so rasch und umfassend wie möglich behandelt. Die Förderwerber werden seitens des Staatssekretariates gebeten, ihre Anträge noch heuer einzubringen, um eine rasche Budgetzuteilung zu ermöglichen. Im Jahr 2000 kam es deshalb zu Verzögerungen, weil das Bundesfinanzgesetz erst in der Mitte des Jahres beschlossen werden konnte, weshalb die entsprechenden Beiratssitzungen und Empfehlungen der Geschäftsabteilungen erst in den folgenden Wochen erfolgen konnten. Im übrigen wird es aufgrund des für zwei Jahre ausverhandelten Budgetvoranschlages möglich sein, in berechtigten Fällen eine Förderung auf zwei Jahre in Aussicht zu stellen.
Das Kunstbudget für 2001 wurde am 24. November von den Regierungsparteien im Parlament diskutiert, im folgenden die Rede von Eva Glawischnig:

Rede von Eva Glawischnig im Nationalrat am 24. November 2000

(...) Zu Beginn seien mir noch ein paar demokratiepolitische Bemerkungen zur Rede der Frau Abgeordneten Frieser erlaubt. Wir haben als Hohes Haus Einsparungen von 91 Millionen Schilling zu verkraften. Und ich sage bewusst "zu verkraften", weil es in der Debatte in der Vergangenheit und auch im Vergleich mit anderen europäischen Parlamenten ganz klar geworden ist, dass dieses Haus noch einige Einrichtungen zusätzlich braucht. Dieses Haus hat keinen Verfassungsdienst. Dieses Haus hat keinen Legislativdienst. Dieses Haus hat sehr schlecht ausgestattete Enquete-Kommissionen. Dieses Haus leidet darunter, dass die Schnittstelle zwischen Politik und Wissenschaft, Innovation, Forschung in keiner Weise eingerichtet oder institutionalisiert ist. (...) 

Angesichts des Vergleiches mit dem Deutschen Bundestag, wo jede EU-Richtlinie lange in den Fachausschüssen debattiert wird, wo Expertenhearings zur Tagesordnung gehören und nicht erst mühsam unter Aufbietung aller Kräfte in Ausschüssen erzwungen werden müssen, angesichts dieser Einsparungen in der Höhe von 91 Millionen Schilling ist es wirklich sehr bedauerlich, dass die Bundesregierung in diesem Jahr 35 Millionen und nächstes Jahr 50 Millionen für die Bewerbung ihrer eigenen Politik ausgeben möchte. Ich stelle diese beiden Zahlen bewusst in Zusammenhang, weil es hier um eine Schwächung des Parlamentarismus und um eine Schwächung dieses Hauses geht. (...) 

Für neue Probleme – wir haben es heute gesehen anhand der BSE-Debatte, oder wenn ich jetzt zum Kunst- und Kulturbereich komme: Copyright, E-Commerce –, für all diese Dinge, die für uns Abgeordnete nicht direkt täglich erfahrbar sind, ist eine Schnittstelle und eine bessere Ausstattung der Ausschüsse und vermehrte Expertenhearings ganz unumgänglich. Mir persönlich tut es sehr Leid, dass wir so wenig Fachdiskussionen führen können, weil das einfach keine Tradition in diesem Haus hat. 

Jetzt zu meinem eigentlichen Thema, also zur Kunst- und Kulturpolitik. Wir haben schon einiges dazu gehört. Kulturpolitik, Medienpolitik, Demokratiepolitik gehören für mich untrennbar zusammen. 

Zuerst einige Worte zum Kunstbudget, um einmal die "Kirche" – unter Anführungszeichen – "im Dorf zu lassen". Im Vergleich zum Voranschlag 2000 ist das gesamte Kunstbudget 2001, das muss man zugeben, um 20 Millionen Schilling gestiegen. Nur: Der zweite Voranschlag 2000 wies eine Kürzung von 11 Prozent aus, und das hat irreversible Prozesse in unserer Kunst- und Kulturlandschaft hinterlassen; ich werde dann noch auf einige Beispiele konkret eingehen. Diese Erhöhung – man muss das auch einmal ganz klar sagen – bringt 5 Millionen Schilling mehr für die Bundestheater und 15 Millionen Schilling mehr für die Kunstsektion; davon sind 14,3 Millionen Schilling ausschließlich über die zweckgebundene ORF- Gebührenerhöhung sozusagen hereingekommen, die restlichen 720 000 S betreffen Zahlungen an die Bundesimmobiliengesellschaft.

Warum ich das jetzt so genau ausführe, hat folgenden Grund: Mittlerweile kann ich in der Kunstförderung keine Systematik mehr erkennen, die in irgendeiner Weise zusammenhängt weder mit dem Regierungsübereinkommen noch mit einer wirklich kulturpolitischen Programmatik, außer der einen: Politische Gesinnung ist ein Förderkriterium. Wer mich kritisiert, bekommt keine Subventionen! – Ich kann keine anderen wegweisenden oder sonstigen Maßnahmen erkennen. Im Gegenteil! Wir haben es schon sehr oft diskutiert:

Dass im ganzen Bereich Filmwirtschaft, Kreativwirtschaft, was von Staatssekretär Morak auch immer hervorgehoben wird, dramatisch gekürzt worden ist, obwohl es da gerade in den letzten Jahren eine Aufbruchstimmung gegeben hat, obwohl das also ein Markt ist, der gerade dabei war, sich zu entwickeln, dass man diese Pflänzchen jetzt wieder vernichtet, indem man Förderungen kürzt, ist sehr bedauerlich und steht diametral zu dieser Vorgabe im Regierungsübereinkommen, Filmwirtschaft als Förderschwerpunkt zu sehen.

Wir haben im Ausschuss die Frage diskutiert, wo jetzt in irgendeiner Weise der  Förderschwerpunkt "Film" hingekommen ist, aber auf diese Frage habe ich bis zum heutigen Tag keine Antwort bekommen. Gerade bei den kleineren Einrichtungen, bei den Alternativkinos sind bis zu 100 Prozent Streichungen zu erkennen. 

Ich möchte jetzt ein paar Beispiele dieser Kürzungen anführen. Avalon-Kino in Niederösterreich: 100 Prozent Kürzung, Cinema Paradiso in Niederösterreich: 70 Prozent Kürzung, Künstlerhaus-Kino in Wien: 100 Prozent Kürzung, Österreichisches Filminstitut: 36 Prozent Kürzung. Diese Zahlen sprechen schon (...) für sich. 

Ich möchte auch sagen, ich kann dem nichts abgewinnen, dass man verbal immer wieder beteuert, wie wichtig doch eine bestimmte Kunst- und Kulturform ist, aber wenn dann das in Budgetzahlen gegossene politische Konzept vorliegt, merkt man nichts davon. 

Wir sehen also den Sparkurs in diesem Budget weiter fortgesetzt, obwohl wir neue Bereich haben, neue Medien, Film, das habe ich schon gesagt, auch den ganzen Bereich "Freie Radios". Was ich absolut unverständlich finde, Herr Staatssekretär Morak, was ich in Ihrer Argumentation einfach nicht verstehen kann, ist, wenn Sie sagen: Freie Radios sind eine regionale Angelegenheit. – Das heißt, wenn in Simmering ein Freies Radio betrieben wird, dann soll das die Bezirksvertretung Simmering finanzieren. Das geht völlig an der demokratiepolitischen Bedeutung von einer dritten Säule in unserer Medienlandschaft vorbei. Was soll das für ein Argument sein: Das hat nur eine regionale Bedeutung!? Da geht es um Medienvielfalt, da geht es um Grundrechte, da geht es um freie Meinungsäußerung – ein Grundpfeiler unserer Demokratie – und nicht darum, dass das die Bezirksvertretung Simmering machen soll. (...) Es ist auch einhellige wissenschaftliche Meinung, dass wettbewerbsrechtliche Regelungen allein nicht ausreichen, um Meinungsvielfalt und Pluralismus im Medienbereich darzustellen. Und Sie sagen es ja ganz offen: Sie werden diesen Freien Radios nächstes Jahr keinen Groschen Förderung mehr gewähren. – Ich finde das verwerflich und möchte Ihnen ein Beispiel vorrechnen: Die österreichischen Rundfunk- und FernsehkonsumentInnen bezahlen über die so genannte Rundfunkgebühr – nicht zu verwechseln mit der Gebühr, die wir für die Nutzung der Programme sozusagen bezahlen – immer noch mehrere 100 Millionen Schilling, einen dreistelligen Millionenbetrag; 5 S für das Radio, 16 S für das Fernsehen pro Monat, nur für die Benützung des Gerätes; das Gesetz stammt aus dem Jahre 1924. Und die innahmen – jetzt wird es interessant – bekommt die Telekom.

Für mich ist es nicht nachvollziehbar, warum man sagt, man habe aus budgetären Gründen keine 8 bis 10 Millionen für die Förderung der Freien Radios, man habe ein so schweres Erbe von der Sozialdemokratie übernommen, ohne sich in irgendeiner Weise andere Möglichkeiten der Finanzierung für diesen extrem wichtigen, medienpolitisch wichtigen, demokratiepolitisch wichtigen Bereich zu überlegen. Ich frage mich, warum ein Unternehmen, das zu 25 Prozent an der Börse gehandelt worden ist, nach wie vor eine

Rundfunkgebühr erhält, während Freie, nicht kommerzielle Radios in keiner Weise eine bundesweite, überregionale Förderung bekommen. – Für mich ist das ein völliger Widerspruch! 

Folgendes möchte ich noch gerne ausführen zu dieser Konzeptlosigkeit und dieser klaren Vorgangsweise gegenüber kritischen Institutionen. Es gibt eine ganz aktuelle Anfrage der Freiheitlichen betreffend "Public Netbase" – ich weiß nicht, warum diese Institution Sie so sehr ärgert –, die einen "Widerstands-Award" vergeben hat. In dieser Anfrage wird ganz klar der Zusammenhang zwischen den Fördermitteln und ihren kunstpolitischen Aktivitäten hergestellt. Ich frage Sie, Herr Morak: Wie bewerten Sie so etwas? Sie sagen, es gebe keinen nachweisbaren Fall. Es gibt mehrere nachweisbare Fälle: Es gibt "Public Netbase", es gibt das "Depot", es gibt die Freien Radios, wo klar über diese politische Gesinnung Förderpolitik gemacht wird. Und das darf es eigentlich nicht geben, denn öffentliche Gelder stehen in einer politischen Legitimation. Das sind nicht Privatmittel des Herrn Staatssekretärs, sondern das sind Gelder der Republik Österreich, die unter kunst- und kulturpolitischen Förderbedingungen ausgeschüttet werden sollen. Und dabei hat politische Gesinnung als Förderkriterium absolut überhaupt nichts verloren! Das ist auch ein demokratiepolitischer Grundsatz. (...)

Herr Morak! Ich würde Sie noch gerne fragen: Was passiert Ihrer Meinung nach mit den Bereichen neue Medien, Tanz? Was passiert mit dem Bereich nicht kommerzielle Radios? Was soll da in Zukunft in Österreich entstehen? Ich glaube, dass das extrem wichtige Säulen auch Ihres Konzeptes einer Kreativwirtschaft wären, und ich frage mich wirklich, wo Ihre diesbezüglichen Konzepte beziehungsweise Ideen sind. Sie sagen seit zehn Monaten: Neue Medien, Tanz – da werde es Schwerpunkte geben, genauso wie beim Film. Aber bis jetzt habe ich noch keine einzige Zeile, kein einziges Fuzerl eines Konzeptes für den Aufbau dieser Bereiche gesehen. Ich glaube, dass das Zukunftsinvestitionen sind, dass das das kulturelle Erbe der Zukunft ist und dass es wichtig ist, hier keine schwarzen Löcher zu produzieren, sondern ein ernsthaftes Erbe für die künftigen Generationen. Das hat vielleicht auch ein bisschen etwas mit Nachhaltigkeit zu tun. (...)

Abschließend: Es gibt eine Veröffentlichung der IG-Kultur, wo erhoben wurde, wie sehr die Einsparungen einzelne Initiativen getroffen haben, und ich muss sagen, ich bin jedes Mal verblüfft, wie dramatisch sich diese Einsparungen ausgewirkt haben und wie viele Initiativen – vorwiegend im regionalen Bereich – jetzt vor dem Aus stehen. Ich nenne nur noch einmal ein paar Beispiele: Burgenländische Kulturzentren: 33 Prozent Kürzung, Pilottanzt: 29 Prozent Kürzung, Theater in der Drachengasse: 20 Prozent Kürzung, Theater Maerz: 100 Prozent Kürzung, die Freien Radios habe ich schon erwähnt, die Filme habe ich schon erwähnt; Kultgalerie: 70 Prozent Kürzung, Grazer Kunstverein: 50 Prozent Kürzung, Kulturzentrum bei den Minoriten: 60 Prozent Kürzung, Netzzeit: 50 Prozent Kürzung, Kosmos: 30 Prozent Kürzung, Steirische Kulturinitiative: 40 Prozent Kürzung, Dachverband Freier Radios, et cetera, et cetera. 

Ich glaube, man kann das nicht so einfach wegwischen und sagen: Ich habe es geschafft! 15 Millionen Schilling mehr! – Sie haben es auch geschafft, Mittel, die für die Kuratoren bestimmt waren, die sozusagen für das Experimentelle, für das Zeitgenössische reserviert waren, für die Sozialpolitik umzuwidmen, weil Sie sich gegenüber dem Finanzressort nicht durchsetzen konnten. 

Sie haben es nicht geschafft, wirklich zukunftsweisende Konzepte für diesen Bereich in irgendeiner Form vorzulegen. Sie agieren nach wie vor – und dieser Vorwurf bleibt einfach bestehen, weil er sich belegen lässt – nach dem Prinzip: Die Hand, die mich beißt, werde ich nicht mehr füttern. – Danke schön. 
Materialien:

Ausschussprotokoll, 9. November 2000, kann im Parlamentsklub angefordert werden

Anfragebeantwortung v. Schüssel , 15.11. 2000

OTS-Aussendung der IG Kultur

Kunstbudgetrede von Eva Glawischnig vom 24.11.2000

KURSWECHSEL KULTUR

Im November 2000 haben die Wiener Grünen ihren Kurswechsel für Wien unter www.wien.gruene.at ins Netz gestellt. Der „Kurswechsel Kultur“ wurde in den darauffolgenden Wochen mit ExpertInnen aus verschiedensten Bereichen diskutiert und ist seit 19. Jänner in überarbeiteter Form zu lesen und zu kommentieren. 

Den Abschnitten Wien als Internationale Kunst- und Kulturmetropole ( Gegenwartskunst, Internationale Vernetzung und Zusammenarbeit, Kultur in einer weltoffenen Stadt, Musik, Filmstandort, Neue Medien, Sozial-kulturelle Projekte, dezentrale und interdisziplinäre Kunsträume) Kulturvermittlung, Ausbildung und Zugang (Kunstvermittlung, Zugang zu Kultureinrichtungen, Neue Berufsfelder/Ausbildung/Weiterbildung), Organisationsstrukturen (Strategische Planungsinstrumentarien, Gebäude- und Raummanagement, Kultur- und Stadtteilzentren, Distribution, Allgemeine Rahmenbedingungen), Transparenz und Subventionsvergabe (Budgetgestaltung, Landeskulturförderunsggesetz) und Reformen (Stadtfeste statt Parteifeste, Museumsquartier, Vereinigte Bühnen) wurde folgene Präambel vorangestellt:

Grüne Kulturpolitik in einer weltoffenen Stadt beobachtet gesellschaftliche Veränderungen, neue künstlerische Positionen und anerkennt Kunst und Kultur als einen Freiraum, der abseits von ökonomischen Interessen genutzt und finanziert werden muss. Zeitgenössischen künstlerischen Strömungen, transdisziplinärer Zusammenarbeit mit der Wissenschaft, dem Einsatz von neuen Technologien, sowie den freien Medien gilt dabei unser besonderes Augenmerk.
Kultur ermöglicht Reflexion über uns und unsere Gesellschaft. Sie kann irritieren und provozieren und sich gesellschaftspolitisch engagieren. Grüne Kulturpolitik orientiert sich nicht nur an den Vorlieben einer Gruppe, sondern fördert die Vielfalt, gibt auch kritischen Minderheitspositionen eine Stimme. Mutige Kulturpolitik setzt Schwerpunkte und bezieht Stellung. Sie beschränkt sich dabei nicht auf reine Geldvergabe, sondern versteht sich als Politik im umfassenden Sinn. Ein neues Landeskulturförderungsgesetz erhöht die Transparenz der kulturpolitischen Maßnahmen. 

Grüne Kulturpolitik fordert die kontinuierliche Erhöhung der Budgets und eine ressortinterne Umverteilung hin zu schwerpunktehafter Förderung zeitgenössischer Kunstformen und Medien. Sie zieht Trennlinien zwischen Kultur- und Wirtschaftsförderung und fordert ressortübergreifende Unterstützung von transdisziplinären Projekten. 

Kunst und Kultur werden nicht im luftleeren Raum produziert, sie brauchen ein offenes politisches Klima, Sichtbarkeit, Raum und Ressourcen. Die Kulturpolitik in der offenen Stadt holt Kunst ins Zentrum der Gesellschaft, schafft Platz für Auseinandersetzung und Diskussion und vernetzt die Menschen in Wien und international. Vermittlung eröffnet größeren Bevölkerungsschichten neue Zugänge zu Kultur, verringert Schwellenängste und motiviert zur Teilnahme. Barrieren werden ausgeräumt und eine selbstbestimmte Teilhabe im Kulturbereich ermöglicht.

Gastkommentar von Marie Ringler im Format vom 5. Februar 2001 über die "saubere Kulturpolitik" der FPÖ und Marboes "Paternalismus"

sauber; saubere (reine) Hände; ein sauberes (hübsches) Dirndl ||

säubern; Gw.: ich säubere, du säuberst (Österreichisches Wörterbuch)

Die Vorstellungen der FPÖ von „sauberer Kulturpolitik“ sind bekannt: Da werden international anerkannte Künstler wie Michael Haneke oder Christoph Schlingensief zugleich mit Festwochen Chef Luc Bondy diffamiert. Weil die Werke der FPÖ nicht passen, soll in die kuratorische Arbeit von Secession und Kunsthalle Wien eingegriffen werden. Kunst wird mit Kinderpornographie gleichgesetzt, und es werden Unterschriften gegen Kunst- und Kulturschaffende gesammelt.

Diesen Angriffen auf die Freiheit der Kunst ist eine klare Absage zu erteilen. Kulturpolitik hat hier klare Positionen zu beziehen. 

Der Zeit ihre Kunst, der Kunst ihre Freiheit. 

Vom berühmten Spruch der Wiener Secessionisten wird gerne nur der zweite Teil zitiert. So selbstverständlich wie die Freiheit der Kunst und die Ermöglichung ihrer selbstbestimmten Produktion ist, so wichtig ist der Blick in Gegenwart und Zukunft. Will man an Wiens große Theater- und Musiktradition anschließen, ist es notwendig, das Zeitgenössische und den Nachwuchs  gleichberechtigt neben den klassischen Kunstformen zu fördern. Nicht das gegeneinander Aufrechnen, sondern das Miteinander und Nebeneinander von Alt und Neu führen in die Zukunft.

Es verblüfft, dass der Forderung nach einer verstärkten Förderung der Gegenwartskunst von Seiten Peter Marboe nur mit paternalistischem Gestus begegnet wird. Damit beendet er jede differenzierte Diskussion. Und bleibt die Antwort auf die Frage nach der künftigen internationalen Rolle von Wiens Kunst- und Kulturlandschaft schuldig. Die Herausforderung der Zukunft nimmt er erst gar nicht an. 

Vielfältig. Selbstbestimmt. Zukunftsweisend. 

Die Kulturpolitik einer weltoffenen Stadt muss gesellschaftliche Veränderungen und neue künstlerische Positionen beobachten. Sie hat ihre Förderpolitik der Zeit und ihren neuen Formen und Medien anzupassen. Nachwuchsförderung, Ausbildung und Kunstvermittlung sind dabei Grundbausteine kultureller und künstlerischer Vielfalt. Kunst und Kultur sind bedingungslos als Freiraum anzuerkennen. Politische Einflussnahme ist ebenso so sehr abzulehnen, wie Druck auf unbequeme KünstlerInnen. 

Kulturpolitik muss aber mehr tun als nur Ermöglichen. Die Verwaltung des sozialdemokratischen Erbes allein ist nicht genug. Die Politik muss Schwerpunkte in bislang unterdotierten Feldern wie der zeitgenössischen und interdisziplinären Kunstproduktion und den neuen Medien setzen. Sie muss neben dem Auszahlen von Geldern Perspektiven entwickeln und Wien in seiner Vielfalt zur Welt hin öffnen. Internationalisierung darf hier in Hinblick auf die EU-Erweiterung, ebenso kein Schlagwort bleiben, wie die Wahrnehmung der Sprachenvielfalt in der Stadt.

Ansatzpunkte für innovative und richtungsweisende Kulturpolitik liegen auf der Hand: etwa im Museumsquartier; in der elektronischen Musikszene; bei den freien Theatern und dem Filmstandort Wien.  

Das Rad muss nicht immer neu erfunden werden. Man muss aber daran drehen.

Resumée über die Wiener Kulturpolitik von Friedrun Huemer

Auf den ersten Blick scheint in der Wiener Kulturpolitik alles in Ordnung, die etablierte Szene ist zufrieden, Wien hat ein umfangreiches und spannendes Kulturleben, viele KünstlerInnen arbeiten gerne hier, weil die Produktionsbedingungen vergleichsweise gut sind.

Das ist schon etwas und wir wissen, dass alles auch schlechter sein könnte, denkt man etwa an die Kulturpolitik des Bundes. 

Aber kann es wirklich das einzige Ziel von Kulturpolitik sein, daß die etablierte Szene zufrieden ist, wenn alles so bleibt, wie es war? Besteht Kulturpolitik nicht vielmehr darin, sich ständig damit auseinanderzusetzen, ob die Rahmenbedingungen noch den heutigen kulturellen Prozessen in der Stadt entsprechen, ob bestimmten Bereichen mehr Entfaltungsmöglichkeit geboten werden muss? Und dort, wo Defizite herrschen, Maßnahmen gesetzt werden? Wäre das nicht die eigentliche Aufgabe von Kulturpolitik? 

Dies verlangt aber Weitblick und Offenheit gegenüber gegenwärtigen Strömungen und gesellschaftlichen Veränderungen. Und die Stadt hat sich im letzten Jahrzehnt stark verändert:

- Die Bevölkerungsstruktur besteht zu 25 % aus Menschen mit nicht deutscher Muttersprache.

- Wien als geographisches Zentrum Mitteleuropas, verwechselt internationale Vernetzung immer noch mit Entwicklungshilfe.

- Lesben, Schwule und TransGender Menschen kämpfen selbstbewußter um die Anerkennung ihrer Ansprüche und erfahren zunehmend breiteres öffentliches Interesse.

- Neue Kunstformen lassen sich nicht mehr in den alten Kanon eingliedern und bedienen sich verstärkt neuer Verbreitungsformen.

- Die Jugendkultur wurde zu einem Faktor, der sich nicht mehr ignorieren läßt.

- Kultur und Kunst drohen, von der Unterhaltungsindustrie vereinnahmt zu werden. Die Kombination aus Eventkult und Quote schafft einen neuen Rechtfertigungsdruck.

In Österreich sind Kunst und Kultur immer wieder Legitimationszwängen ausgesetzt, weil die massiven Angriffe vonseiten der Rechten immer noch nichts an populistischer Wirksamkeit eingebüßt haben. Kunst und Kultur gegen diese Angriffe zu verteidigen, ist notwendig und wichtig. Kulturstadtrat Peter Marboe hat das auch getan,  war er ja oft genug selbst Ziel von aggressiven Anwürfen der FPÖ.  Erstaunlicherweise reicht  das aber schon, um als liberaler Kulturpolitiker auf der Höhe der Zeit zu gelten. 

Die kulturpolitischen Maßnahmen der letzten Jahre in Wien lassen sich wir folgt zusammenfassen: 

· 3-Jahresverträge für Kunsteinrichtungen entsprechen einer langjährigen Forderung der Grünen;

· Mahnmal am Judenplatz – endlich und positiv gelöst;

· Die Kainzmedaille wird mit dem fernsehgerechten und öffentlichkeitswirksamen Nestroy-Preis ausgetauscht;

· Theater werden (nicht zum ersten Mal) entschuldet, Nachbesetzungen werden nicht mit Reformimpulsen verknüpft;

· Theaterdienstag - eine Werbeoffensive für Theater, ohne strukturelle Folgewirkung;

·  „Wien ist andersrum“ verliert die Subvention;

· T-junction muss schließen, noch bevor das Tanzquartier seinen Betrieb aufnimmt;

· das Jugendstiltheater am Steinhof verliert die Grundsubvention, damit wird das soziokulturelle Herzeigeprojekt Kultur im Krankenhaus ruiniert;

· statt einer Vergnügungssteuer für Großkinos wird eine verhältnismäßig hilflose Förderung für kleinere Kinos beschlossen;

· die zeitgenössische Musik nagt am Hungertuch;

· Städtische Museen werden ohne die notwendigen Rahmenbedingungen ausgegliedert.

Die teils positiven, teils aber problematischen Maßnahmen und Entscheidungen haben nicht gereicht, um die Entwicklung von Kunst und Kultur in Wien nachhaltig voranzutreiben. Im großen und ganzen ist die Kultur-Idylle  geblieben, wie sie war. Nichts Neues verändert das Gesamtbild, sieht man vom schrecklichen Brunnen aus Lapislazuli vor dem Bundeskanzleramt ab.

Dennoch sind scheinbar alle (?) zufrieden und hoffen, dass alles so bleibt, wie es ist. 

Was steckt hinter der Kritik der Grünen an Marboe’s Kulturpolitik? Dazu bedarf es einer Begriffsdefinition, denn hier liegt der wesentliche Unterschied.

Was ist Kultur? Es ist kein Zufall, dass die Grünen von einem anderen Kulturbegriff ausgehen, als die anderen Parteien. Kultur stiftet aus unserer Sicht Identität, sei es als Gruppenidentität oder als individuelle Differenz. Die wesentlichen Parameter um den Kulturbegriff herum heißen daher Vielfalt, Gleichwertigkeit, Kommunikation und Austausch. Um bei der ÖVP anzuknüpfen, für sie ist Kultur der Lodenmantel, der Kirchenchor und die Blasmusik. Das heißt, die ÖVP hat einen eigenen inhaltlich definierten Kulturbegriff. 

Was ist Kunst? Kunst erfüllt in der Gesellschaft unterschiedliche Funktionen. Für Theodor W. Adorno enthält Kunst allem Bestehenden, allen Institutionen gegenüber unabdingbar ein kritisches Moment. Das heißt, Adorno geht selbstverständlich davon aus, dass die Hand die füttert, auch gebissen werden kann, ja soll.

Anders der konservative Kultur(Kunst-)Begriff von Odo Marquard: Weil wir in Kauf nehmen, dass durch den industriellen Fortschritt Liebgewordenes verloren geht, erfinden wir, um den Schmerz zu lindern, Kompensationen, nach dem altbekannten Motto: Ernst das Leben, heiter die Kunst.

Während für Adorno noch die Fundamentalkritik an der instrumentell gewordenen Vernunft einen Motor des Künstlerischen darstellt, bleibt bei Marquard nur mehr die Kompensationsfunktion übrig, damit wird das Gute, Wahre und Schöne als autonome Weltsphäre zur Affirmation der bestehenden Wirklichkeit instrumentalisiert, die ihrerseits die Ausbeutung von Mensch und Natur ungebremst weiter betreiben kann.

Für uns Grüne ist die Freiheit der Kunst oberstes Gebot und im Sinne dieser Freiheit kann und darf Kunst kritisch sein oder auch nicht. Beides muss möglich sein. Für die Politik bedeutet das folgendes: Heute im Zeichen der Annäherung zwischen Kunst und Markt, wird es immer wichtiger, die kritische Funktion nicht zu verlieren. Neil Postmans Buchtitel „Wir amüsieren uns zu Tode“ wird auf ganz andere Weise Wirklichkeit, als durch die Attraktivität der bewegten Bilder allein. Die Herrschaft der Quote macht´s möglich.

Deshalb muss sich die Politik vor allem jener Kunst widmen, die sich den Gesetzen des Marktes entzieht. Und das sind in erster Linie die Gegenwartskunst und das aktuelle Schaffen sowie jene Bereiche von Kunst und Kultur, die sich Raum und Aufmerksamkeit immer erst erkämpfen müssen. 

Material:

Kurswechsel Kultur unter www.wien.gruene.at
MEDIENPOLITIK

Ein Kommentar von Stefan Schennach, Mediensprecher und ORF-Kurator der Grünen.

Medienbehörde

Eine integrierte Medienbehörde in Österreich zu schaffen, wäre ein wichtiger und ambitionierter Anspruch gewesen. Österreich hinkt auch dabei medienpolitisch weit hinterher. Dass es die Medienbehörde bis dato nicht gibt, liegt in der Verantwortung der langjährigen Regierungspartei SPÖ. Deshalb sollte sich vor allem die SPÖ in der ganzen Mediendebatte  eher im schmucklosen Büßerhemd präsentieren als allzu vorlaut zu kritisieren. Die Medienpolitik a la Krammer und Rudas hat erbärmlich versagt. Parteipolitischer Postenschacher und ein Leben im Konkubinat mit den Mächtigen war der SPÖ wichtiger, als der Kampf um echte Unabhängigkeit und gegen die mittlerweilen erdrückende Medienkonzentration. Vor uns liegt heute eine medienpolitische Wüste, in der die Player, egal ob Print oder Elektronik, immer weniger - dafür aber immer gefräßiger werden.

Blau-schwarz will nun die Gunst der Stunde der Macht nützen, um den eiskalten Griff ihres Machtanspruches auch in den Medienbereich hineinzutragen. Dafür sollte eine sogenannte unabhängige Medienbehörde das trojanische Pferd sein, in denen sich Khol und Westenthaler gleich eine 11 : 2 Mehrheit in den drei Kommissionen sicherten. Diese Behörde wäre mit weitreichenden Kompetenzen ausgestattet gewesen, die u.a. tief in die Geschäftsführung des öffentlich-rechtlichen ORF hineingereicht hätte. Grüne und SPÖ konnten einer solchen Behördenkonstruktion, die eine gewaltenvereinigende Konstruktion sondergleichen (Normgeber, Lizenzgeber, Kontrollor, Rechtsinstanz) darstellt, nicht zustimmen. Und ein bestens bezahlter Medien-Überpräsident von Schüssels Gnaden, entsprechende Freundesnamen haben sich bis zuletzt hartnäckig im Gerüchtedschungel behaupten können, hätte weitgehende Eingriffsrechte in die 'unabhängig' konstruierten Kommissionen gehabt. Selbst das Institut für Verfassungs- und Verwaltungsrecht der WU mußte dies in ihrer Begutachtung mahnend feststellen. Die Grünen waren im Gegensatz zur SPÖ aber bereit, Punkt für Punkt auch echt zu verhandeln. Vorschlag um Vorschlag wurden unsererseits Morak & Co übermittelt. Erfolglos. Die ÖVP bewegte sich – im Gegensatz zur FPÖ - nicht einen Millimeter. Andreas Khol hatte längst eine Doppelmühle aufgebaut. Stimmt die Opposition nicht unserer 'Metternich-Behörde' zu, dann machen wir eine weisungsgebundene Behörde im Schüssel-Reich, dem Bundeskanzleramt, d.h. im ÖVP-Einflußbereich. Schwuppdiwupp, die FPÖ war über den Tisch gezogen. Die Opposition konnte nicht zustimmen, somit ist die Zwei-Drittel-Mehrheits-Behörde Schnee von gestern. Auch die Bundeswirtschaftskammer hätte ihre Zustimmung verweigern müssen, denn das Prinzip 'One-shop-stop' wurde bei der Freuquenzbewirtschaftung nicht erfüllt. Neben der Medienbehörde hätte es weiterhin die 6 Fern-meldebehörden gegeben.

Nun kommt die Morak-Schüssel-Behörde, in der erstmals ein nicht pluralistischer Beirat geschaffen wird: alle 6 Mitglieder des neuen Rundfunkbeirates stellt die Bundes-regierung. Die Khol'sche Katze ist aus dem Sack. Für ORF und Opposition das geringere Übel, denn deren Kompetenzen sind nicht derart weitreichend und die Kommission zur Wahrung des Rundfunkgesetzes wird nicht abgelöst werden. Sorge bleibt trotzdem angesagt, denn nun erhöht sich der Druck von blau-schwarz auf den ORF, der ohnedies schon bedenklich ins Rutschen gekommen ist. Andreas Khol liebt die Rolle des Zuchtmeisters und mit Zuckerbrot und Peitsche wird auch das derzeitige ORF-Management anfällig. 16 : 6 Pressestunden im abgelaufenen Jahr und einen Anteil von 75 : 25 an den Informationssendungen zeigen ein klares Übergewicht im regierungsfreundlichen ORF. 

Drama Privatradiogesetz

Im Windschatten der Medienbehörde segelt das Privatradiogesetz, öffentlich weniger beachtet, aber nicht minder verhängnisvoll. Durch die vom VfGH erzwungene Novellierung des Privatradiogesetzes ermöglicht die Regierung neue Konzentrationsprozesse. So fällt die Beteiligungs-beschränkung, was für die kleinen, an Privatradios beteiligten Gesellschafter wie etwa Standard oder Falter, die schleichende Enteignung bedeutet. Die 25-Prozent-Anteilshaber müssen keinen Konsens der Mitbeteiligten mehr herstellen. Besonders schmerzhaft war die beharrliche Weigerung Moraks, endlich die Position der freien und nichtkommerziellen Radios zu stärken, denn sie garantieren Medienvielfalt. Wir Grüne wollten ein Äquivalent zur Publizistikförderung auch im elektronischen Bereich erwirken. Warum bekommt die Krone 5 Millionen und Orange 94,0 oder Radio Osttirol nicht? Gleichheit, finanziert aus jener Steuer, die der Finanzminister für den Besitz eines Radio- oder Fernsehgerätes zweckentfremdend via Rundfunkgebühr einhebt. Immerhin 26 Schilling pro Monat und pro GebührenzahlerIn. 10 Prozent aus den Einnahmen für Radiogeräte hätten zur Finanzierung der Freien/Nichtkommerziellen genügt. 10 Prozent aus der Fernsehsteuer, so der Vorschlag der Grünen, hätte der darbenden Filmwirtschaft zugute kommen sollen. Medien- und Kulturpolitik sind zwar keine eineiigen Zwillinge, aber trotzdem Geschwister. Deshalb hätte die Chance der Aufwertung der freien und nichtkommerziellen Radios, dieser zarten Pflänzchen im privaten Einheits- und Konservenmusik-trend nicht ungenützt verstreichen dürfen. Doch Morak verweigerte sogar die Verhandlung. Durch die Politik dieser Bundesregierung zahlen beide angesprochenen Bereich drauf: die freien, nichtkommerziellen Radios und die Filmwirtschaft, denn dem ORF wurden ja auch die Entschädigungen aus der Gebührenbefreiung in der Höhe von 600 Millionen gekürzt. Das nennt man Bestrafung, Aushungern oder Willfährigmachen. Letztlich waren jedoch 10 Prozent dieser Summe für die Filmwirtschaft gedacht, doch die hat in Österreich keine Lobby und der Aufschrei hält sich daher in Grenzen. Auch in den Auswirkungen verfehlter Politik hängen Kultur- und Medienpolitik zusammen.

Das mit einfacher Mehrheit beschlossene Privatradiogesetze kennt keinen ambitionierten Anspruch. Verwaltung statt Lenkung, aber das hat Österreich in Sachen Medienvielfalt ohnedies eine Wüste beschehrt. Um ärgste Auswirkungen zu verhindern, sind andere zur Kooperation aufgerufen. So greift der ORF unter dem Titel Programmankauf den Minderheitenradios Mora (kroatisch, Burgenland) sowie Agora und Korutan (beide slowenisch, Kärnten) unter die Arme, nachdem die Bundesregierung sich ihrer Finanzierungsverpflichtung von 5 Millionen pro Jahr kurzerhand entledigt hat. 

Doch die Realität ist eine andere. Die Mediaprint ist in den Bundesländern längst als Einkäufer von Privatradios unterwegs. Und das mit einfacher Mehrheit beschlossene neue Privatradio-gesetz begünstigt diese Entwicklung. In ein,zwei Jahren wird dieses Gesetz vielleicht durch eine EU-Richtlinie ausser Kraft gesetzt, aber in der Zwischenzeit sind die letzten Pflänzchen neben den monopolistischen Riesen verkümmert.

MUSEEN UND RESTITUTION

Rede von Eva Glawischnig im Nationalrat am 21. September 2000

(...) Als letzten Punkt möchte ich noch auf die Restitutionenfrage eingehen. Die Grünen waren in der

ganzen Debatte führend, und meine Vorgängerin Terezija Stoisits im Kulturbereich hat 250 Anträge und Anfragen in diesem Bereich eingebracht und die ganze Debatte maßgeblich ins Laufen gebracht. 

Mit großem Vertrauen hat damals der Nationalrat das Kunstrückgabegesetz verabschiedet. Es hat sich allerdings aus unserer Sicht vom heutigen Standpunkt aus nicht bewährt. Der Kunstrückgabebeirat tagt nicht sehr häufig, tritt nicht sehr häufig zusammen. Riesige Rückstände sind aufzuarbeiten, auch das ganze Kuriosum rund um Maria Altmann, rund um diese Gerichtscausa lässt sehr klar erkennen, dass es um die Verschleppung einer wichtigen Aufgabe der Republik Österreich geht. Das war nicht im Sinne und nicht im Geiste dieses Gesetzes, als

es damals mit der Zustimmung aller Parteien beschlossen worden ist. 

Ich hoffe, dass sich das in Zukunft ganz massiv verbessert. Frau Ministerin Gehrer! Sie tragen

auch die Verantwortung dafür, dass diese riesigen Rückstände endlich aufgearbeitet werden,

dass wir sozusagen mit den Altbeständen der Vergangenheit sauber abschließen können.

Im November wollte Eva Glawischnig genaueres über die Privatstiftung Leopold erfahren.

Anfrage von Eva Glawischnig an Ministerin Gehrer betreffend Privatstiftung Leopold

In jüngster Zeit gab es wiederholt öffentliche Debatten um die Leopold Stiftung. Einerseits bezüglich stark divergierender Kostenschätzungen für das künftige Leopold Museum, andererseits mit Bildern aus dem Stiftungsbesitz, die mit „Raubkunst“ in Zusammenhang gebracht werden.

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgende ANFRAGE:

1) In welcher Höhe sind Subventionen seit ihrer Gründung in die Stiftung Leopold geflossen?

2) Mit welchen Abgängen ist mit Aufnahme des Museumsbetriebes zu rechnen?

3) Welche kosten wurden bei Gesetzwerdung der Stiftung Leopold für das Museum kalkuliert?

4) Haben sich die finanziellen Voraussetzungen seit Gesetzwerdung verändert?

5) Welche und wieviele Bilder mit belasteter Herkunft befinden sich in der Stiftung Leopold?.

6) Werden die sich im Eigentum der Republik befindlichen Bilder, auch wenn die Sammlung Leopold nicht unter das Restitutionsgesetz fällt, nach diesem behandelt?

7) Wenn nein, warum nicht?

8) Gibt es eine Aufstellung über die Provenienzen der Bilder in der Stiftung Leopold?

9) Ist Ihrer Meinung nach die Form der Geschäftsführung mit einem acht – köpfigen Vorstand die geeignete Organisationsform für den Betrieb eines Museums?

10) Welches Anforderungsprofil haben die einzelnen Vorstandsmitglieder zu erfüllen?

Am 11. Jänner 2001 kam die Anwort der Ministerin.

Anfragebeantwortung von Ministerin Gehrer zur Privatstiftung Leopold.

Die schriftliche parlamentarische Anfrage Nr. 1469/J - NR/2000 betreffend Privatstiftung Leopold,

die die Abgeordneten Dr. Eva Glawischnig, Freundinnen und Freunde am 14. November 2000 an

mich richteten, wird wie folgt beantwortet:

Ad 1.: Seit ihrer Gründung sind, inklusive des Jahres 2000, in die Stiftung rund 662 Mio. S geflossen.

Davon sind 474 Mio. S Zahlungen an den Stifter Dr. Leopold im Zusammenhang mit dem Erwerb

der Sammlung Leopold.

Ad 2. - 4.: Im Bericht des Ausschusses für Wissenschaft und Forschung betreffend das Bundesgesetz zur

Finanzierung des Erwerbs der „Sammlung Leopold“ findet sich eine Kostenschätzung nach dem Stand vom April 1994, die von jährlichen Ausgaben in Höhe von 81,75 Mio. S und bei angenommenen 600.000 Besuchern pro Jahr von Einnahmen in Höhe von 68 Mio. S ausgeht. Daraus errechnet sich ein jährlicher Abgang von 13,75 Mio. S. Die Stiftung hat, unterstützt von einem Unternehmensberater berichtet, dass diese Besucherannahmen unrealistisch und weder museologisch noch von den künftigen baulichen Gegebenheiten her verkraftbar wären. Dementsprechend können die seinerzeit angenommenen Einnahmenerwartungen nicht gehalten werden.

Der Bund hat nach Maßgabe eines von der Stiftung zu erstellenden und vom Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen zu genehmigenden jährlichen Budgetplanes die durch sonstige Einnahmen der Stiftung nichtgedeckten Ausgaben zu tragen. Im laufenden Geschäftsjahr (1.4.2000 bis 31.3.2001) stellt der Bund der Stiftung - abgesehen von den an den Stifter im Zusammenhang mit dem Erwerb der Sammlung zu leistenden Zahlungen einen Betrag von 34,6 Mio. S zur Verfügung. Für das nächste Geschäftsjahr sind die Verhandlungen zwischen Bund und Stiftung noch nicht abgeschlossen.

Ad 5. und 8.: Die Stiftung betreibt regelmäßige Provenienzforschung und beabsichtigt, ihre diesbezüglichen

Aktivitäten in Zukunft noch zu intensivieren. Derzeit werden konkrete Forderungen in Bezug auf drei Gemälde gestellt. In einem Fall (,,Wally“) ist ein Gerichtsverfahren in dieser Sache anhängig. In weiteren Fällen ist die Stiftung in Kontakt  mit einem Rechtsvertreter und der israelitischen Kultusgemeinde.

Ad 6. - 7.: Es gibt keine im Eigentum der Republik befindlichen Bilder; sämtliche Objekte sind im Eigentum

der Privatstiftung. Das Rückgabegesetz ist laut § 1 nur auf Kunstgegenstände aus den österreichischen Bundesmuseen und Sammlungen, wozu auch die Sammlungen der Bundesimmobilienverwaltung zählen, nicht jedoch auf die Leopold Museum - Privatstiftung anwendbar.

Ad 9. und 10.: Nach § 7 der Stiftungsurkunde besteht der Stiftungsvorstand zunächst aus acht Mitgliedern, vier

werden vom Stifter bestellt, je zwei vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur. Der Stifter und seine Ehegattin sind auf Lebenszeit bestellt, die Funktionsperiode der anderen Vorstandsmitglieder beträgt grundsätzlich fünf Jahre.

Nach dem Ableben des Stifters bleibt seine Ehegattin, wenn sie ihn überlebt, auf Lebenszeit im Amt; die anderen von ihm bestellten Vorstandsmitglieder bleiben bis zum Ablauf ihrer Funktionsperiode im Amt. Nach  Ausscheiden aller vom Stifter bestellten Vorstandsmitglieder werden die Vorstandsmitglieder je zur Hälfte vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur bestellt. Der Stiftungsvorstand kann nach Ausscheiden aller vom Stifter bestellten Vorstandsmitglieder auch beschließen, die Zahl der Vorstandsmitglieder zu ändern.

Eine Änderung der Stiftungserklärung kann nur vom Stiftungsvorstand unter Wahrung des Stiftungszwecks - („Die Stiftung hat den Zweck, die vom Stifter gegründete Sammlung auf Dauer zu erhalten, der Öffentlichkeit durch den Betrieb eines Museums zugänglich zu machen, zu dokumentieren und wissenschaftlich aufzuarbeiten. Dadurch soll insbesondere die in Wien zu Beginn des 20. Jahrhunderts entstandene „Moderne“ in ihrer Bedeutung für die kulturelle Entwicklung Österreichs dargestellt werden.“) - zur Anpassung an geänderte Verhältnisse vorgenommen werden; insbesondere soll der Stiftungsvorstand Änderungen beschließen, wenn diese aus musealen, kaufmännischen oder steuerrechtlichen Gründen notwendig bzw. zweckmäßig sind. Für diesen Beschluss ist eine Mehrheit von 3/4 aller Mitglieder des Stiftungsvorstandes, darunter die Stimme des Vorsitzenden und dessen Stellvertreters erforderlich. Die Änderung bedarf weiters der Genehmigung des Firmenbuchgerichtes.

Anfang Februar 2001 richtete Eva Glawischnig in der gleichen Angelegenheit eine weitere Anfrage an die für Museen zuständige Ministerin Gehrer.

Anfrage an die Bundesministerin für Bildung, Wissenschaft & Kultur betreffend Privatstiftung Leopold

In Zusammenhang mit Ihrer Anfragebeantwortung zur Privatstiftung Leopold vom 8. Jänner 2001 sind für uns noch einige Fragen offen geblieben. Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgende ANFRAGE:

1) Welche Rahmenbedingungen bzw. welche Prämissen haben sich seit der Beschlussfassung des Bundesgesetzes zur Finanzierung des Erwerbs der “Sammlung Leopold” geändert, sodass ein operativ ausgeglichener Budgetvollzug nicht mehr erreichbar erscheint?

2) Aus welchen Gründen musste die Besucherschätzung revidiert werden?

3) Wurde die Ausgabenstruktur der geänderten Einnahmenerwartung angepasst bzw. welche Gegenmaßnahmen wurden ergriffen?

4) Durch welche Art von effizienter Betriebsführung des Museums wird eine sparsame Gebarung gewährleistet werden? Welche organisatorischen Reformen werden initiiert?

5) In welcher Höhe werden Subventionen in einer mittelfristigen Planung (bis 5 Jahre) beansprucht werden? Welche Planungsrechnungen liegen den erwarteten Ergebnissen zugrunde?

5) Der Erwerb der Sammlung Leopold durch die Republik Österreich erfolgte aus Budgetmitteln. Warum wird der Geltungsbereich des Restitutionsgesetzes nicht ausgeweitet bzw. warum erfolgt keine den Intentionen des Gesetzgebers entsprechende Beschlussfassung durch die vom Bund entsandten Vorstandsmitglieder?

PERSONALPOLITIK IN DER KUNSTSEKTION

Mitte Jänner 2001 wurde aus der Kunstsektion bekannt, daß Franz Morak durch Abteilungszusammenlegungen ganz offensichtlich politisch nicht genehme Beamte ausschalten will. 

Anfrage von Eva Glawischnig an den Bundeskanzler Dr. Wolfgang Schüssel betreffend Kunstsektion

Es gibt Meldungen darüber, daß Kunstsstaatssekretär Franz Morak plant, innerhalb der Kunstsektion Abteilungen zusammenzulegen bzw. eine neue Abteilung zu gründen. Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgende  ANFRAGE:

1. Ist geplant, die bisher selbständigen Abteilungen II/5 (Literatur und Verlagswesen) und II/6 (Kinder - und Jugendliteratur) in eine Abteilung zusammenzulegen?

2. Wenn ja, welche finanziellen Einsparungen erwarten Sie dadurch?

3. Wenn ja, welche Funktion übernimmt der bisherige Leiter der Abteilung II/6?

4. Ist geplant, die bisher selbständigen Abteilungen II/3 (Künstlerische Fotografie und internationale Filmangelegenheiten, ÖFl) und II/4 (Film- und Medienkunst) in eine Abteilung zusammenzulegen?

5. Wenn ja, welche finanziellen Einsparungen erwarten Sie dadurch?

6. Wenn ja, welche Funktion übernimmt der bisherige Leiter der Abteilung 11/4?

7. Können Sie nachvollziehen, daß im Falle der beabsichtigten Zusammenlegung der o.a. Abteilungen der Eindruck einer rein parteipolitisch motivierten Maßnahme entsteht, indem Abteilungsleiter, die keine Mitglieder einer Regierungspartei sind, degradiert werden?

8. Können Sie nachvollziehen, daß sich eine derartige Maßnahme als reine politische Disziplinierungsmaßnahme interpretieren läßt, wenn dadurch u.a. genau jene Abteilung betroffen wird, die durch die Förderung von Avantgarde - und Nachwuchsfilmprojekten die bisherige Arbeit regierungskritischer Künstlerinnen ermöglicht hat?

URHEBERVERTRAGSRECHT

Direkt in Zusammenhang mit den Änderungen im Urheberrecht gewinnt auf europäischer Ebene zunehmend das Thema Urhebervertragsrecht an Bedeutung. Auf dem 3. Kongreß der Urheber in Straßburg wurde die Bedeutung einer Änderung des Urhebervertragsrechts wiederholt angesprochen (vgl. offener Brief im Abschnitt Copyright). 

In Österreich wurde dieses Thema jetzt vom mica aufgegriffen, das im Dezember 2000 eine Tagung veranstaltet hat. Bei diesem Anlaß haben Urheberrechtsexperten davor gewarnt, eine Reform der vertraglichen Stellung der Urheber gegenüber Rechteverwertern in Österreich weiter zu verschleppen. Denn während etwa Tschechien und Spanien ein Urhebervertragsrecht kennen und in Deutschland heftig an einer Reform gearbeitet wird , ist in Österreich kein politischer Wille erkennbar, sich des Themas anzunehmen, um endlich die „typischerweise schwächere Vertragspartei“ im Verhältnis zwischen Urhebern und Rechteverwertern zu schützen (Wilhelm Nordemann, Mitautor des deutschen „Professorenentwurfs“ zum Urhebervertragsrecht bei der mica-Veranstaltung).

Wiewohl der österreichische Urheberrechtsexperte Michel M. Walter das rechtspolitische Umfeld für urheberrechtliche und insbesondere urhebervertragsrechtliche Reformen in Österreich eher pessimistisch betrachtet, halten wir Maßnahmen in diesem Bereich für absolut unverzichtbar und werden in den kommenden Monaten diesem Thema sowohl auf bundespolitischer als auch auf europäischer Parlamentsarbeit einen absoluten Vorrang einräumen.

Materialien:

www.netlaw.at
www.medien-recht.com/
Dillenz, Walter: Praxiskommentar zum österr. Urheberrecht und Verwertungsgesellschaftsrecht. Wien/New York 1999

Dillenz, Walter: Materialien zum österr. Urheberrecht. Wien 1986

Walter, Michael M./ von Lewinski, Silke/ Dreier, Thomas/ Blocher, Walter/ Dillenz, Walter: Europäisches Urheberrecht. Kommentar. Wien/New York 2001

Micafocus 4, www.mica.at

AUSBLICK

Präsentation des Grünen Kulturprogramm

Copyright

Qualitätsmanagement in der Kulturverwaltung

Urhebervertragsrecht

Veranstaltungen im Frühjahr


Podiumsdiskussion im Literaturhaus am 16. März 2001


Podiumsdiskussion im Literaturhaus am 5. Juni 2001

PS

Sämtliche angeführten parlamentarischen Unterlagen und Presseaussendungen der Grünen finden sich entweder auf der Homepage www.gruene.at, der Homepage des Europaparlaments www.europarl.eu.int bzw. www.mecherer.europarl.eu.int oder auf der homepage des Österreichischen Parlaments www.parlinkom.gv.at.
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